
Wer  sind  die  G7?  Und  warum
ziehen  wir  gegen  sie  nach
Elmau?
von J.J. Wendehals

Die übelste Gang auf dem Globus

Die G7 (Gruppe der 7)  ist  ein informelles  Forum, das in  den 70ern zur
Absprache  zwischen  den  7  mächtigsten  Industrienationen  der
kapitalistischen Welt gegründet wurde. Hervorgegangen ist es aus einem G6-
Gipfel in Frankreich, das im Jahre 1975 die Regierungschefs aus den USA,
Japan, Deutschland, Großbritannien und Italien einlud, um sich bezüglich
zweier Probleme abzusprechen, in denen das imperialistische Kapital damals
steckte: Die erste Ölpreiskrise, bei der die Preise für das der westlichen
Wirtschaft  extrem  wichtig  gewordene  Erdöl  explodiert  sind,  und  damit
verbunden eine internationale Inflation. Kommt irgendwie bekannt vor, oder?
Der  starke  Anstieg  der  Ölpreise  damals  hatte  allerdings  weniger  mit
Russland zu tun, sondern war die Folge eines versuchten Widerstands von
ölexportierenden Ländern (OPEC) wie Irak, Saudi-Arabien, Kuwait und den
Vereinigten
Arabischen Emirate, die zwar riesige Ölvorkommen in ihren Böden hatten,
allerdings von den USA ausgebeutet und bestohlen wurden. Es entstand zwar
auch  vor  Ort  eine  Kapitalist_Innenklasse,  die  durch  die  Ausbeutung  der
Natur und
menschlicher Arbeit und den Handel mit dem Öl proitieren wollte, der größte
Teil des Öls gehörte aber Großkonzernen
der kolonialistischen USA. Während die USA ihren Einfluss in der Region
durch  die  Unterstützung  Israels  im  Jom-Kippur-Krieg  weiter  auszubauen
suchte, beschloss die OPEC die Ölproduktion etwas herunterzufahren, was
aber einen Anstieg des Ölpreises um 300% zur Folge hatte.
Die damalige Inflation hing allerdings nicht in erster Linie mit der Ölkrise
zusammen, sondern hauptsächlich mit dem
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Zusammenbruch  des  sogenannten  Bretton-Woods-Systems,  einer
Währungsordnung,  die  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg
etabliert wurde, um die Abhängigkeit aller anderen Länder von den USA
finanzpolitisch festzuzurren. Dabei sollte der
US-Dollar die einzige Währung sein, die direkt an den Goldpreis gekoppelt
war, während sich alle anderen Währungen
am Dollar orientierten. Die Wechselkurse zum Dollar standen dabei fest und
konnten nur durch die amerikanische Regierung geändert werden. Somit war
es der USA möglich einfach Geld zu drucken, jedoch die daraus resultierende
Inflation in den Rest der Welt auszulagern. Die anderen Staaten hatten aber
ab  Anfang  der  70er  keinen  Bock  mehr  willkürlich  der  Politik  der  USA
ausgesetzt zu sein und begannen sich dem Druck der USA zu widersetzen
und ihre Dollar gegen Gold umzutauschen. Diese wurden der USA dann aber
doch knapp und so kam es schließlich zum Ende des Bretton-Woods-System
und der Gold-Standard wurde endgültig aufgehoben.
Aber zurück zu den G6, die suchten nämlich nach einem Weg wie sie die
Proite ihres Kapitals, die Abwälzung der Krise
auf  die  internationale  Arbeiter_Innenklasse  und  ihre  Dominanz  auf  dem
Weltmarkt sichern konnten. Ein solches Absprachetreffen erwies sich ihnen
dabei natürlich als nützlich und so entschlossen sie sich, diese Treffen unter
Hinzunahme der Nr. 7, Kanada, in der Zukunft jährlich fortzuführen. Die
Gastgeberrolle sollte dabei unter den sieben Mitgliedstaaten rotieren, sodass
jedes Land einmal drankam.

Wie sich die Rolle der G7 verändert hat vom Weltpolizist…

In der Anfangszeit, also gegen Ende des Kalten Krieges und insbesondere
nach  dem  Zusammenbruch  der  Sowjetunion  stellte  die  USA  dabei  eine
unangefochtene Weltmacht dar. Nach dem Zweiten Weltkrieg hatten sich
zwar  in  den  europäischen  Staaten  und  in  Japan  eigenständige
imperialistische Bourgeoisien erhalten, aufgrund der vielen Zerstörung durch
den Krieg und die vorhergegangene Wirtschaftskrise ergab sich aber dem
US-Kapital  die  Möglichkeit  die  anderen  Staaten  durch  verschieden
Wiederaufbau-“Hilfen“  eng an sich  zu  binden,  hiervon war  auch Bretton
Woods ein Ausdruck. Trotz der auch damals vorhandenen Konkurrenz unter



den  Imperialisten,  bildeten  die  G7  bildeten  daher  gewissermaßen  eine
Plattform des Imperialismus als Ganzes, um Absprachen zu ermöglichen wie
das System als Ganzes, also die Ausbeutung der Halbkolonien, Erstickung
von Widerstand und Angriffe auf das Proletariat aufrechterhalten werden
kann.  Während  anfangs  auch  das  gemeinsame  Vorgehen  gegen  die
Sowjetunion
Gegenstand  der  Gespräche  gewesen  sein  musste,  wurde  nach  deren
endgültigem  Untergang  und  der  Restauration
des Kapitalismus in Russland auch Putin in die gemeinsame Runde (ab dann
G8 genannt) eingeladen.

…zum Block gegen Russland und China

Der Aufstieg Russlands,  noch vielmehr aber Chinas zur  imperialistischen
Großmacht stellte aber die Stellung der USA an der Spitze der Weltordnung
zunehmend  in  Frage.  In  den  letzten  Jahren  ist  daher  eine  verstärkte
Blockbildung zu
beobachten: Russland wurde schon 2014 wieder aus den G7 rausgekickt und
die USA versucht die europäischen Staaten, die auch mit Russland und China
wirtschaftliche Verbindungen eingerichtet hatten, auf die eigene Seite zu
ziehen.  Und  tatsächlich  sind  die  transatlantischen  Beziehungen  deutlich
enger geworden, gerade seit dem russischem Überfall auf die Ukraine, der
sich  nicht  nur  unmittelbar  gegen die  US-amerikanischen Interessen dort
richtet, sondern ebenso gegen die der EU, die übrigens einen eigenen Sitz
mit Beobachterstatus bei den G7 hat. Die G7 sind es jetzt, die gemeinsame
Statements  gegen  Russland  verabschieden  und  gemeinsame Finanz-  und
Wirtschaftssanktionen gegen Russland beschließen, Maßnahmen, welche den
Konflikt weiter eskalieren und Russlands Position massiv schwächen sollen –
auf  Kosten  der  arbeitenden  Bevölkerung  in  Russland  und  Europa.
Insbesondere energiepolitisch soll Russland isoliert werden, jetzt ist die USA
Retterin aus der Not, die der EU moralisch „unbedenkliches“ Öl und Gas zur
Verfügung  stellt.  Aber  nicht  nur  was  „friedliche“  Mittel  angeht,  auch
bezüglich gemeinsamer Waffenlieferungen an die ukrainische Regierung gibt
es Absprachen innerhalb der G7. Bis auf Japan sind übrigens alle G7-Staaten
in  der  NATO  und  dominieren  diese.  Die  Einwohner_Innen  der  NATO-



Mitgliedstaaten machen nur ungefähr 1/7 der Weltbevölkerung aus, deren
Militärausgaben jedoch jetzt schon weit über die Hälfte der internationalen.
Dazu
kommt noch die  jetzt  erst  beschlossene Welle  großer  Aufrüstung in  der
NATO. Auch Japan hat kürzlich eine massive
Erweiterung des eigenen Rüstungsetats beschlossen.

Wertegemeinschaft??

Dass  die  G7 ein  Instrument  zur  Aufrechterhaltung der  imperialistischen,
rassistischen  und  kriegstreiberischen  Weltordnung  beziehungsweise  im
Kampf  der  einen  Seite  gegen  die  anderen  ist,  schreiben  sie  selbst  sich
natürlich so nicht auf die Fahne. Nein, da heißt es vor allem, man würde die
gemeinsamen  freiheitlich-demokratischen  Werte  verteidigen  gegen
autoritäre Staaten wie Russland und China. Ein Blick auf die historische und
politische  Realität  genügt,  um  die  Heuchelei  in  dieser  Inszenierung  zu
erkennen.  Dass in  Russland und China demokratische Rechte mit  Füßen
getreten  werden,  dass  auch  der  Angrif f  auf  die  Ukraine  ein
undemokratischer,  verbrecherischer  Akt  ist,  den  wir  verurteilen  müssen,
stimmt natürlich. Dass aber gerade darin der Grund für die Blockbildung
liegt, fällt dennoch schwer zu glauben, wenn man sich vor Augen führt wie
leicht die G7 die Demokratie vergessen, wenn es um ihre eigenen Interessen
geht. Ob in der Türkei, wo sie schmutzige Deals mit dem Autokraten Erdoğan
machen  oder  selbst  in  der  Ukraine,  wo  bedenklos  reaktionäre  Milizen
unterstützt werden. Wer wissen will wieviel die G7 auf demokratische Rechte
wie die Demonstrationsfreiheit geben, kann aber auch einfach im Juni mit
uns auf die Demo gegen den Gipfel in Bayern fahren, dort warten schon
30.000 Bullen, um uns das zu erklären. Mit Schlagstock und Pfeffer versteht
sich.

Der Gipfel in Bayern

Der  letzte  G7-Gipfel,  den  die  BRD gehostet  hat,  war  im Jahr  2015,  als
Themen  wie  die  gnadenlose  Austeritätspolitik  in  Südeuropa  oder  die
rassistische Abschottung an den Grenzen im Mittelmeer  die  europäische
Politik bestimmten.  Wer die Grundrechenarten beherrscht weiß,  dass die



Gang sich dieses Jahr wieder in Deutschland versammeln wird.

Wenn man zwischen den vielen „starken“  Worten sucht,  indet  man drei
hauptsächliche Themen, um die es (neben Russland und Ukraine) auf diesem
Gipfel  gehen  wird:  die  Weltwirtschaftskrise,  die  durch  den  Krieg  eher
verschärft als
gemildert  wurde,  damit  verbunden  die  Bewältigung  der  Pandemie  und
drittens der Umgang mit der Klimakrise. Während für Punkt eins sicherlich
die  üblichen  Konjunkturprogramme  diskutiert  werden,  wie  man  das
imperialistische  Kapital  aus  der  Tinte  ziehen  kann  auf  dem Rücken  der
Arbeiter_Innenklasse und Halbkolonien und der zweite relativ witzlos ist,
wenn wir uns vergegenwärtigen, dass gerade die G7-Staaten diejenigen sind,
die  mit  ihrem  Patentwahn  für  die  ungerechte  Impfstoffverteilung
verantwortlich sind (die Impfquote auf  dem afrikanischen Kontinent liegt
beispielsweise  jetzt  noch  bei  12%),  hat  sich  Olaf  Scholz  für  das  dritte
Problem etwas ganz besonderes ausgedacht:
Der Klimaclub (LOL)

Der  Klimaclub  ist  eine  Idee  von  Scholz  zur  Errichtung  der  nächsten
Plattform, in der die Regierungen der Klimakiller und Industriestaaten ihre
guten  Absichten  und  ehrgeizigen  Ambitionen  beteuern  können.  Kyoto-
Protokoll, Pariser Klimaabkommen, alle COP-Gipfel seitdem: Uns sind doch
schon lange die Ohren abgefallen von all  den tollen Absichtserklärungen.
Wirklich  passiert  ist  seitdem noch immer  nichts.  Dass  Deutschland jetzt
einen Club aufmacht,  behauptet  an der  fehlenden Klimawende seien die
anderen schuld, rummackert und sich als großen Klimaretter aufspielt ist
aber ganz schön peinlich und verlogen! Nicht nur weil Deutschland selber



nach wie vor das größte Braunkohlerevier Europas bewirtschaftet, Wälder
für Autobahnen und Tesla-Fabriken abholzt oder neue LNG-Erdgas-Terminals
baut, sondern auch weil das deutsche Kapital (wie auch der Rest der G7) die
eigene  Bilanz  noch  schönschwindelt,  indem  es  seine  klimaschädliche
Produktion  einfach  in  die  Halbkolonien  auslagert.  Schon  im
Allgemeinen haben wir ja keine Hoffnung darin, dass der Kapitalismus mit
der Klimakrise fertig wird, die letzten jedoch,
in dessen Hände wir das Schicksal unseres Planeten geben können, sind die,
die  am meisten von seiner  Ausbeutung und Vernichtung profitieren:  Die
imperialistischen Bourgeoisien der G7-Staaten!

Den Gipfel verhindern!

Am  26.-28.  Juni  soll  der  G7-Gipfel  auf  Schloss  Elmau  bei  Garmisch-
Partenkirchen,  Bayern  stattinden.  Wir  haben keinen  Bock,  dass  sich  die
Verwalter der größten Ausbeuterstaaten in einem Luxushotel treffen und bei
Champagner über die Unterjochung unserer Welt beraten! Wir haben keinen
Bock dass die scheinheilige Worte über Klimaschutz verlieren, aber nichts
dafür tun und stattdessen den Planeten an die Wand fahren. Wir haben auch
keinen Bock, dass sie die
Rüstungsausgaben erhöhen, Waffen in den Krieg entsenden und den Konlikt
mit Russland immerweiter anheizen. Wir
möchten  eine  Bewegung  aufbauen,  die  diesen  Kriegstreibern  die
internationale Solidarität der gesamten Arbeiter_Innenklasse entgegensetzt.
Die  Waffenlieferungen  blockiert  und  Rüstungsfabriken  bestreikt.  Die
Klimakillerkonzerne enteignet und die Produktion nach unseren Bedürfnissen
und denen unseres Planeten umgestaltet,
nicht nach dem größten Profit. Und die endlich gleiche Rechte, Freiheit und
eine sichere Lebensgrundlage für  alle  Menschen auf  der  Welt  erkämpft!
Damit fangen wir in Garmisch an! Wir werden Busse organisieren und in den
Schulen eine Mobilisierungskampagne, denn wir sind die Jugend und es geht
um unsere Zukunft, nicht die von sieben alten Säcken!



Migrantische  Arbeitskräfte  in
Deutschland:  Ausbeutung  mit
Tradition
von Sani Meier

Wir alle erinnern uns sicherlich noch an den Corona-Ausbruch im Werk des
Fleischproduzenten  Tönnies  im  Juni  2020.  Nachdem sich  dort  innerhalb
kürzester  Zeit  fast  1400  Angestellte  infiziert  hatten,  rückten  die
Arbeitsbedingungen  des
Konzerns  zunehmend  in  den  Fokus  der  Öffentlichkeit:  Die  meist  aus
Osteuropa (Rumänien, Bulgarien, Polen) stammenden Arbeitskräfte wurden
durch Subunternehmen beschäftigt,  wodurch es möglich wurde, deutsche
Standards wie den Mindestlohn zu umgehen und den internationalen Markt
mit  Billigfleisch  „Made  in  Germany“  zu  überschwemmen.  Diese
Subunternehmen locken Menschen mit  überzogenen Versprechungen von
hohen Löhnen, günstigen Unterkünften und geregelten Arbeitszeiten nach
Deutschland,  nur  um  sie  dann  für  überteuerte  Transporte  und
heruntergekommene Sammelunterkünfte zahlen zu lassen. Als Reaktion auf
diesen Skandal sind Werk- und Leiharbeitsverträge in der Fleischbranche
seit dem 1. Januar 2021 verboten, doch verbessert hat sich dadurch für die
Arbeiter_Innen nicht viel: Die Konzerne beschäftigen sie nun zwar direkt,
reduzierten aber dafür die Anzahl der Angestellten drastisch beim gleichen
Arbeitsaufwand, was die Belastung und den Druck nur weiter steigen ließ.
Die Fleischindustrie steht hierbei exemplarisch für ein rassistisches System
der  Ausbeutung  migrantischer  Arbeiter_Innen  in  Deutschland  mit
jahrzehntelanger  Tradition.

“Gastarbeiter_Innen”: Ausbeutung auf Zeit

Diese Tradition nimmt ihren Anfang durch den Mangel an Arbeitskräften in
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der expandierenden Nachkriegswirtschaft der BRD in den 1960er Jahren.
Damals  schloss  die  Bundesregierung  Anwerbeabkommen  mit  Italien,
Spanien, Griechenland, Türkei, Marokko, Portugal, Tunesien und Jugoslawien
ab.  Da  diese  Anwerbung  aber  keinen  dauerhaften  Aufenthalt  der
Arbeiter_Innen  in  Deutschland  vorsah,  bezeichnete  man  diese  als
„Gastarbeiter_Innen“. Diesen teilte man dann vor allem niedrig qualifizierte
Tätigkeiten  zu  und  ließ  sie  im  Akkord  am Fließband,  Baugewerbe  oder
Bergbau arbeiten und zahlte ihnen meist niedrigere Löhne als den deutschen
Kolleg_Innen. Da die sogenannten „Gastarbeiter_Innen“ sich nicht durch die
deutschen  Gewerkschaften  repräsentiert  und  inkludiert  fühlten  und  die
meisten  deutschen  Gewerkschaften  sie  auch  nicht  unterstützten,
organisierten  sie  sich  schließlich  unabhängig  von  diesen  gegen  die
rassistische  Benachteiligung  in  „wilden  Streiks“.  Im  Jahr  1973  streikten
mindestens 275.000 Arbeiter_Innen in rund 335 Betrieben. Auch heute, fast
50  Jahre  später,  ist  die  Einbindung migrantischer  (Leih-)  Arbeiter_Innen
immer noch eine große Baustelle für die Verbindung von Arbeitskämpfen,
und prekäre Beschäftigungsverhältnisse gehören zur grausamen Realität auf
dem deutschen Arbeitsmarkt.

Zeitarbeitsjob vs. Abschiebung

Heute werden migrantische Arbeiter_Innen gezielt durch Zeitarbeitsfirmen
angeworben, um in Bereichen wie der Landwirtschaft, dem Bauwesen oder
den Lieferdiensten möglichst kostengünstig zu arbeiten. Besonders Frauen
trifft  es  hier  hart,  da  diese  meist  als  Pflegekräfte  und  Haushaltshilfen
eingesetzt werden, also in einem Sektor, der ohnehin schon kaputt gespart
wurde,  und  dann  noch  zusätzlich  durch  Geschlecht  und  Herkunft
diskriminiert werden. Konzerne wie Amazon werben gezielt mit Stellen „ohne
erforderliche Deutschkenntnisse“:  Sie  nennen es  Vielfalt,  wir  rassistische
Ausbeutung. Laut einer Studie der Hans-Böckler-Stiftung steigt der Anteil an
Migrant_Innen  unter  den  Menschen,  die  trotz  Vollbeschäftigung
Geringverdiener_Innen sind, stetig an: Zwischen 2013 und 2020 hat er sich
sogar verdoppelt. Die Beschäftigung im Zeitarbeitsverhältnis bedeutet auch
eine  hohe  finanzielle  Unsicherheit  für  die  Arbeiter_Innen:  Die
Beschäftigungen sind immer befristet  und man kann nie  sicher  sein,  im



Anschluss eine neue Stelle zu erhalten oder muss dafür ständig den Standort
wechseln. Dass dieses Arbeitsverhältnis auch heute noch meist die Realität
für migrantische Arbeiter_Innen ist, zeigt auch, dass der deutsche Staat kein
Interesse  daran  hat,  diesen  Menschen  einen  dauerhaften  Aufenthalt  in
Deutschland zu ermöglichen. Ähnlich wie in den 1960ern soll man solange
bleiben, wie man wirtschaftlich verwertbar ist und danach wieder gehen.
Diese Logik zeigt sich besonders deutlich daran, dass man die wirtschaftlich
schwache Lage bestimmter Länder ausnutzt, um deren Arbeiter_Innen mit
minimal besseren Bedingungen nach Deutschland zu holen, diesen Menschen
aber in Asylverfahren das Bleiberecht verwehrt. Mit der Bezeichnung der
„Wirtschaftsflüchtlinge“ macht man seit 2016 klar, dass Menschen, die aus
wirtschaftlicher  Not  aus  ihrer  Heimat  fliehen,  keinen  Anspruch  aus
Sozialleistungen  haben  sollen  und  wieder  in  ihre  Herkunftsländer
abgeschoben  werden.  Dieselbe  wirtschaftliche  Not  nutzt  man  dann  aber
gerne wieder aus, um die Menschen unter untragbaren Bedingungen auf
deutschen  Erdbeerfeldern  arbeiten  zu  lassen.  Menschen  aus  Rumänien,
Polen und Italien bilden momentan den größten Anteil  an migrantischen
Arbeitskräften in Deutschland, während diese Länder gleichzeitig in den Top
10 der Zielstaaten deutscher Abschiebungen sind. Im Kampf gegen diese
Verhältnisse haben es migrantische Arbeiter_Innen auch immer noch schwer.
Viele sozialchauvinistische Gewerkschaften sind in Leiharbeitsbranchen nicht
vertreten,  weil  sie  der  Meinung  sind  nur  für  deutsche  Arbeiter_Innen
zuständig zu sein. Gleichzeitig kümmern sich auch die Gewerkschaften der
Herkunftsländer nicht um die Leiharbeiter_Innen in Deutschland, immerhin
haben sie  auch gar  keine Verhandlungsmacht  gegenüber dem deutschen
Staat.
Auch  nicht  Deutsche  mit  Migrationshintergrund  werden  immer  noch  in
Gewerkschaften  diskriminiert,  und  arbeiten  oft  in  schlecht  bezahlten
Branchen  mit  sehr  wenig  gewerkschaftlicher  Organisierung.  Auch  heute
noch ist der Kampf gegen solche Arbeitsverhältnisse nur im „wilden Streik“
möglich.  Am  Ende  des  Tages  entscheidet  also  das  Interesse  der
Kapitalist_Innen darüber, wer auf dem deutschen Arbeitsmarkt besonders
hart  ausgebeutet  wird,  denn  nur  sie  profitieren  davon,  indem  sie  ihre
G e w i n n e  d u r c h  d i e  E i n s p a r u n g  v o n  L o h n k o s t e n  u n d
Arbeitssicherheitsmaßnahmen maximieren. Zudem wird immer wieder durch



rassistische  Vorurteile  versucht,  die  Arbeiter_Innen  gegeneinander
auszuspielen.  Wir aber lassen uns als  internationale Arbeiter_Innenklasse
nicht  spalten  und  stehen  solidarisch  mit  den  Ausgebeuteten  und
Unterdrückten  aller  Länder,  um  unseren  gemeinsamen  Feind,  den
Kapitalismus  zu  überwinden…

..und fordern deshalb schon jetzt:

Tarifverträge  in  allen  Branchen!  Gegen ungleiche  Bezahlung und
rassistische und sexistische Diskriminierung im Betrieb – Gleiches
Geld für gleiche Arbeit!

Für ordentlichen Arbeitsschutz und das Einhalten von Verträgen, in
bisherigen Leiharbeitsbranchen, stärkere Kontrolle dessen!

Gewerkschaften  müssen  die  Organisierung  migrantischer
Arbeiter_Innen (vor allem Leiharbeiter_Innen) gezielt angehen
und deren Interessen vertreten! Für einen internationalen Kampf der
Arbeiter_Innenklasse!

Schluss mit Zeitarbeitsverhältnissen, befristeten Verträgen & Co!

Keine weiteren Abschiebungen – Staatsbürger_Innenrechte für Alle

Die  Wohnungsfrage  in  Zeiten
von Krieg und Rassismus
Aus: „Was hat der Krieg eigentlich mit mir zu tun?“

Gastbeitrag von Resa Ludvin

Du wohnst in Berlin, München oder Köln und hast massive Probleme, eine
bezahlbare Bleibe zu finden? Da bist du nicht die*der Einzige und das ist
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nichts Neues. Der angespannte Wohnungsmarkt trifft in besonderen Maße
Menschen  mit  geringem  Einkommen,  tatsächlichem  oder  vermeintlichen
Migrationshintergrund (ja, Name und Hautfarbe bestimmen wesentlich über
Zu- und Absage) und Alter. In all diesen Gruppen werden Flinta (das steht für
Frauen*Lesben*Inter*Non-Binary*Trans*Agender)  nochmal  extra
benachteiligt.

Jetzt ist Krieg und Tausende flüchten täglich aus der Ukraine nach Polen,
Rumänien oder Deutschland. Sie alle brauchen ein Dach über dem Kopf. Sie
brauchen  eine  menschenwürdige  Unterbringung  –  sprich  nicht  nur  ein
Feldbett in einer Turnhalle oder Sammelunterkunft, sondern einen sicheren,
bedarfsorientierten  Rückzugsort,  Internet,  eine  Ansprechperson  für
medizinische, aufenthaltsrechtliche Fragen und und und. Und je nachdem
wie lange der Krieg geht, braucht es nicht nur kurzfristige Lösungen. Private
Unterbringung, die es derzeit überall gibt, ist zwar eine ehrenwerte Geste
der Solidarität, bedeutet aber auch Verantwortung. Nicht allen scheint klar,
dass es keine „Wochenendgäste“ sind.  Zumindest  mehrere Wochen muss
man damit planen, das jetzt zur Verfügung gestellte Bett oder Zimmer zu
vergeben .  D ie  A l te rna t i ve  für  d ie  Menschen  he iß t  sons t
Geflüchtetenunterkunft oder Schlimmeres. Je länger der Krieg dauert und je
mehr  Menschen  aufgenommen  werden,  desto  schlechter  wird  auch  die
Unterbringung  sein.  Bereits  jetzt  machen  sich  das  die  „Spanner“  und
Menschenhändler_Innen zu Nutze, die an den großen Umsteigebahnhöfen
warten und angeblich Wohnraum anbieten. Verzweifelte Frauen und Mütter
gehen ihnen aufgrund nicht vorhandener Alternativen auf den Leim. Ihnen
droht Gewalt und Ausbeutung. Wieder einmal zeigt sich hier die besondere
Verbindung von Geschlecht und Krieg. Schon nach kurzer Zeit sind viele
Wohngebiete  unbewohnbar  geworden,  Familienangehörige  gefallen.  Ein
längerer Aufenthalt der Menschen, ob gewollt oder ungewollt, wird daher
immer wahrscheinlicher. Dafür braucht es Wohnraum. Nur ist der, gerade in
Großstädten, angeblich knapp. Bezahlbar ist er auch nicht.

Teile und Herrsche

Rassismus auf dem Wohnungsmarkt ist allgegenwärtig. Der Nährboden ist
auch  ohne  Krieg  da,  weil  hier  unterschiedliche  diskriminierte  Gruppen



gegeneinander ausgespielt  werden.  Rassismus trifft  Klassismus,  am Ende
freuen sich die profitorientierten Vermieter_Innen. Und Geflüchtete befinden
sich sehr weit unten in der Nahrungskette. Nun besteht die Gefahr, dass
selbst diese noch in „die Guten“ und „die Schlechten“ auseinanderdividiert
werden. Weiße, europäische Geflüchtete stünden in dieser Hierarchie vor
jenen, die auch aus der Ukraine geflüchtet sind,  aber beispielsweise aus
Afrika stammen und sich zum Studieren im Land aufhielten. Dann folgen erst
die  Geflüchteten  aus  anderen  Ländern,  die  bereits  hier  in  Unterkünften
leben. In Berlin geht unter Helfer_Innenstrukturen das Gerücht herum, dass
diese zu Gunsten der ukrainischen Geflüchteten die Unterkünfte verlassen
müssten. Wenn das stimmt, hieße das für die Betroffenen eine dramatische
Verschlechterung  bis  hin  zur  Obdachlosigkeit.  Flucht  ist  allgegenwärtig.
Während es in Europa eine Solidarität mit der Ukraine gibt- weiß und nah
dran-  gibt  es  überall  auf  der  Welt  andere  Konflikte  und  unhaltbare
Lebenssituationen,  die  Menschen zum Flüchten zwingen.  Dabei  geht  das
Sterben im Mittelmeer weiter. Diese Menschen stehen ganz unten.

Immer da, wo es von dem einen zu viel und von dem anderen zu wenig gibt,
entstehen Konflikte. In diesem Fall Menschen, die Wohnraum suchen. Diese
Menschen  gegeneinander  auszuspielen,  beschleunigt  die  kapitalistische
Wirtschaft  und  unterdrückt  d ie  Vereinigung  dagegen.  Die
Ausgrenzungsmechanismen  heißen  Rassismus,  Sexismus  und  Klassismus.
Eine neue rassistische Welle, die sich gegen russischsprachige Menschen
richtet, hat bereits begonnen. Menschen werden auf der Straße oder am
Arbeitsplatz angefeindet. In Berlin gab es sogar einen Brandanschlag auf
eine  russisch-deutsche  Schule.  Je  länger  der  Krieg  dauert  und  je  mehr
Geflüchtete kommen, desto mehr wird sich dies ausbreiten. Erst wird es sich
gegenüber Geflüchteten aus anderen Regionen der Welt richten, die dann
unerwünscht sind. Letzten Endes besteht aber auch die Gefahr, dass er sich
gegen Ukrainer*innen  richten  wird.  Gegen „zu  viele“  die  kämen.  Gegen
andere politische, kulturelle oder religiöse Vorstellungen. Gegen Männer, die
angeblich  kämpfen  müssten.  Gerade  das  ist  ein  beliebtes  Narrativ  von
Rechten und Reaktionären, die im gleichen Atemzug stolz auf militärische
Wehrfähigkeit  und  Standhaft igkeit  sowie  auf  ihre  Vorväter
(höchstwahrscheinlich dann auch Nazis) sind, die das zerstörte Land „alleine



aufgebaut hätten“.

Die Krisen verstärken sich

Zurück zu Rassismus auf dem Wohnungsmarkt und die Auswirkungen des
Krieges: In einer Stadt wie Berlin gibt es viel Leerstand, da mit Wohnraum
spekuliert  oder er zweckentfremdet wird.  Der Kampf um ihn hat  bereits
begonnen. Der Marktmechanismus von Angebot und Nachfrage wird zum
angeblich „unausweichlichen“ Vorwand, um den Preis in die Höhe und den
Rassismus weiter voranzutreiben. Auch jetzt gibt es Hausverwaltungen, die
offen sagen „Hier nicht mit Kopftuch“ oder „schwarze Menschen wollen wir
hier  nicht“.  Obwohl  das  verboten  ist,  helfen  hier  weder  Anzeigen  noch
Gerichte.  Menschen  werden  aus  ihnen  Wohnungen  parallel  dazu
herausgeklagt,  zwangsgeräumt.  Das  trifft  nicht  nur  linke  Hausprojekte,
sondern auch viele Menschen, deren Häuser verkauft oder saniert wurden.
Wiederum sorgt das dafür, dass es Menschen mit geringerem Einkommen
noch schwieriger haben, etwas Neues in der Stadt zu finden. Sie werden an
den  Stadtrand  oder  darüber  hinaus  verdrängt.  Zur  Unterbringung  der
Menschen  aus  der  Ukraine  werden  gerade  vom  Staat  sowie  der
Privatwirtschaft ungewöhnliche Objekte wie Hotels in der Stadt aktiviert. Die
vertriebenen Mieter_Innen fragen sich dann zu Recht: „Und warum habt ihr
einen Scheiß für mich getan?“. Der Mechanismus des Rassismus‘ greift. Die
gebeutelte Arbeiter_Innenklasse wird dann von „bürgerlichen Helfer_Innen“
als  zu  wenig  solidarisch  und  allgemein  als  rassistisch  dargestellt.  Ein
gefundenes Fressen für rechte Strukturen. Vergessen wird dabei, dass die
deutsche Arbeiter_Innenklasse keine rein weiße Gruppe ist. In Berlin sind die
Kiezkämpfe um Wohnraum geprägt von der migrantischen Linken, die Hand
in Hand über rassistische Deutungsmuster hinausgehen. Wo Rassismus ist,
muss man ihn benennen und bekämpfen. Wir als Revolutionär*innen greifen
hier im Besonderen die materielle Grundlage an und versuchen die Kämpfe
der Menschen zu verbinden.

Die Besetzung in der Habersaathstraße in Berlin Ende 2021 hat gezeigt, nur
wer  kämpft  kann  auch  siegen,  anstatt  sich  jetzt  Seit‘  an  Seit‘  mit  der
Regierung zu stellen. Die im Bund rüstet auf und liefert Waffen, die lokale
Regierung -zumindest in Berlin- hat es die ersten zwei Wochen nicht mal



geschafft, Essen für die Ankömmlinge am Hauptbahnhof zu organisieren. In
dem Haus in Berlin Mitte konnten nun ehemalige Obdachlose einziehen. Das
ist  der  Spirit  der  Stunde.  Es  braucht  nicht  nur  langfristig  mehr
Wohnungsbau, sondern auch kurzfristig Enteignung und Besetzung, um die
vielen Menschen ohne Bleibe in der Stadt unterzubringen- unabhängig vom
Aufenthaltstitel, Hautfarbe, Name, Religion oder Geldbeutel. Wohnen ist ein
Grundrecht! Das geht nur wenn wir unsere Kämpfe und Kräfte verbinden.
Daher fordern wir:

Eine Einheitsfront der Linken gegen Krieg und Rassismus!
Enteignung  und  Nutzbarmachung  sämtlichen  leerstehenden
Wohnraums!
Entschädigungslose Enteignung der Wohnungskonzerne!
Staatlich  geregelte  Wohnungsvergabe  statt  spekulierender
Privatwirtschaft!
Bezahlbaren Wohnraum für alle!
Gegen Rassismus, immer und überall!
Lasst uns unsere Kämpfe verbinden und gemeinsam die soziale Frage
angehen!

Klassenkampf statt Querdenken
Dies  ist  ein  Flyer,  der  in  Berlin  auf  den  Gegenprotesten  zu  den
„Montagsspaziergängen“  verteilt  wird.

Seit mehreren Monaten treibt die rechtsoffene, verschwörungsideologische
Bewegung  „Querdenken“  verstärkt  ihr  Unwesen  in  deutschen  Städten.
Häufig tritt diese in Form der sogenannten Montags-Spaziergänge, welche in
Wahrheit  als  Spaziergang  getarnte  und  unangemeldete  Demonstrationen
sind, auf. Querdenken ist eine Querfront, also eine Bewegung, in der sich
verschiedene  politische  Gruppen  aktiv  zusammenschließen,  welche  sich
eigentlich konträr gegenüberstehen. So besteht Querdenken einerseits aus
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esoterischen Hippies, ultra-liberalen FDP-Wähler_Innen und andererseits aus
handfesten Nazis, welche sich seit Beginn der Bewegung 2020 immer mehr
in den Vordergrund gestellt und spätestens seit den Montagsspaziergängen
vor allem im Osten Deutschlands die Führung übernommen haben.

Die „Kritik“ der Querdenker_Innen an den Corona-Maßnahmenbezieht sich
weniger  auf  konkrete,  teils  auch  kritikwürdige  Regelungen,  die  zur
Eindämmung der Pandemie getroffen wurden.  Vielmehr argumentiert  die
Bewegung  mittels  absurder,  oftmals  antisemitisch  angehauchter,
Verschwörungsmythen á la „Great Reset“. Kernaussage ist hier häufig, dass
es in Wahrheit gar keine Pandemie gäbe, sondern lediglich die Mächtigen
sich verschworen haben und dem Volk glauben machen wollen, es bestünde
eine in Wahrheit nichtexistierende Gefahr. So wird zum Beispiel gerne von
einer  „Corona-Diktatur“  gesprochen  und  die  Maßnahmen  zur
Pandemiebekämpfung werden mit dem Hitlerfaschismus verglichen. Eines
der ekelhaftesten Beispiele hierfür sind die „Ungeimpft-Sterne“,  die viele
Querdenker_Innen in Anlehnung an die zur Kenntlichmachung von Jüd_Innen
genutzten „Judensterne“ tragen, was eine unfassbare Verhöhnung der Opfer
des Holocausts ist.

Gleichzeitig  erschwert  die  Existenz  der  Querdenker_Innen-Bewegung den
Weg  für  eine  sinnvolle  und  antikapitalistische  Kritik  an  den  Corona-
Maßnahmen, da es nun ein Leichtes ist, jede Person, die ein Wort gegen die
aktuelle Pandemie-Politik sagt,  in die verschwörungsideologische Ecke zu
stellen. Doch zu kritisieren gibt es vieles: Seien es die unverhältnismäßigen
Ausgangssperren,  die  Tatsache,  dass  man  sich  teilweise  nicht  mit  zwei
Freund_Innen  treffen  durfte,  aber  mit  hundert  anderen  Menschen  am
Arbeitsplatz  arbeiten  musste,  oder  die  Strategie  der  Regierung,  ohne
ernsthaften  Schutz  um jeden  Preis  den  Regelunterricht  an  den  Schulen
fortzusetzen,  wodurch  Kinder  und  Jugendliche  der  Durchseuchung
ausgesetzt werden. Ganz zu schweigen von der Tatsache, dass der Biontech-
Konzern es  der  BRD verboten (!)  hat,  überzählige Impfdosen an ärmere
Länder zu spenden, um den eigenen Profit nicht zu gefährden.

Wir fordern also:



Sofortige  Aufhebung der  Patente  auf  Impfstoffe  und somit  freien
Zugang zu diesen für ALLE Länder, damit sich das Virus nirgendwo
auf der Welt mehr ungestört verbreiten kann!
Finanzierung der Krisenkosten durch Besteuerung auf die Vermögen
der Reichsten, die ihr Vermögen in der Krise verdoppelt haben!
Rekommunalisierung  der  Gesundheitsversorgung  und  Enteignung
der großen Krankenhaus-Konzern wie Asklepios oder Vivantes und
somit  ein  Ende  des  profitorientierten  Gesundheitssystems,  sowie
damit einhergehend die sofortige Abschaffung der Fallpauschale und
der Profitpflicht für öffentliche Krankenhäuser!
Für  eine  drastische  Erhöhung  der  Löhne  für  Pfleger_Innen  um
mindestens 50% und die Zahlung eines Corona-Bonus von jeweils
5.000 Euro für die beiden Pandemie-Jahre 2020 und 2021, sowie die
Einstellung von neuen Pflegekräften zur Entlastung!
Sicherheit  in  Schulen  und  am  Arbeitsplatz,  ein  Ende  der
Durchseuchung der Schulen und eine Rückkehr zum Fernunterricht,
sobald es die pandemische Lage erfordert, sowie ein bundesweites
Aussetzen  der  Präsenzpflicht  bis  zum Ende des  Schuljahres.  Alle
werden versetzt! Für Beschäftigte in nicht gesellschaftlich relevanten
Bereichen muss die Möglichkeit bestehen, bei sehr hohen Inzidenzen
in einen voll bezahlten Urlaub zu gehen.
Einen sofortigen Ausbau der PCR-Test-Kapazitäten und kostenlose
PCR-Tests für alle: Im Moment stehen nahezu keine PCR-Tests mehr
zur Verfügung, was dazu führt, dass die Kontaktnachverfolgung bei
weiter steigenden Inzidenzen unmöglich wird.

Zusätzlich wollen wir darauf aufmerksam machen, dass es das kapitalistische
Wirtschaftssystem ist, welches eine Krise durch das Virus in diesem Ausmaß
erst ermöglicht hat. Da im derzeitigen System der Profit über Bedürfnisse
gestellt wird, wurde das Gesundheitssystem jahrzehntelang kaputtgespart; es
war Deutschland „nicht möglich“, die nicht notwendige Produktion für einige
Wochen herunterzufahren, um die Pandemie einzudämmen. Zudem waren
Pharmakonzerne  trotz  Milliardensubventionen  aus  Steuergeldern  nicht
bereit,  zum  Wohle  aller  auf  fette  Rendite  zu  verzichten.  Während  die
reichsten 10 Männer ihr Vermögen verdoppelt haben, sind 150 Millionen



Menschen weltweit in die Armut gestürzt. Und vermutlich wird das erst der
Anfang sein, denn die Wirtschaftskrise, die auf die Gesundheitskrise folgt,
hat das Potential die Krise von 2009 bei weitem zu übertreffen. Die Inflation
hat jetzt bereits die 5% erreicht, was bedeutet, dass die Reallöhne weiter
fallen werden, während Mieten und Preise für Gas und Benzin steigen. Dazu
kommen dann  auch  noch  zu  allem Übel  Politiker_Innen,  wie  der  Grüne
Özdemir, die auch noch die Lebensmittelpreise erhöhen wollen. Bei all diesen
Krisen, die sich immer weiter zuspitzen, muss uns als Lohnabhängigen klar
sein:  Der  Kapitalismus  ist  die  Krise!  Nur  in  einem System jenseits  des
Kapitalismus, in einer rätedemokratisch verwalteten Planwirtschaft, können
wir diese Krisen lösen! Nur der Sozialismus ist in der Lage ein System zu
schaffen, in dem nicht mehr der Profit einiger weniger zählt, sondern die
Bedürfnisse  vieler!  Was  uns  dabei  nicht  helfen  wird,  sind  rechte,  auf
Verschwörungsmythen basierende, Scheinlösungen, die das wahre Problem
verkennen und im Gegenteil eine noch unsolidarischere Politik fordern.

Wie  die  EU  die  Evakuierung
afghanischer  Geflüchteter
sabotiert
von Florian Hiller

Was ist in Afghanistan passiert?

Nach 20 Jahren Besatzung durch die USA und ihre Verbündeten zogen am
29. Juni die letzten Kommandos der Bundeswehr aus Afghanistan ab. Nur
einige Wochen später, am 16.08.21, verkündete die afghanische Regierung
die  endgültige  Kapitulation  und  die  „friedliche  Machtübergabe“  an  die
islamistischen Taliban. Die erneute Machtübernahme durch die Taliban, die
bereits  von  1996 bis  2001 Afghanistan  kontrollierten,  bedeutet  für  viele
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Menschen  grausame  Zustände.  Auch  wenn  die  Taliban-Regierung  sich
zunächst friedlich gibt, ist zu befürchten, dass Zustände aus den 90er Jahren
zurückkehren.  Damals  wurden  Menschen  gefoltert,  Frauen  grundsätzlich
unter Hausarrest gestellt  und Schulen für Mädchen geschlossen. Deshalb
haben vor allem Frauen ein großes Interesse daran, das Land zu verlassen.
Besonders  gefährdet  sind  aber  auch  die  Menschen,  die  während  der
Besatzung durch die USA und ihren Verbündeten für diese gearbeitet haben,
wie zum Beispiel die Ortskräfte, die für die Bundeswehr arbeiteten.
Außerdem  sind  Menschenrechtsaktivist_Innen,  Journalist_Innen,
Frauenrechtler_Innen und viele weitere in Gefahr, die den Taliban gegenüber
stehen.

Was hat die Bundesregierung für diese Menschen getan?

Am  26.8.  endete  der  deutsche  Evakuierungseinsatz  am  Flughafen  der
afghanischen  Hauptstadt  Kabul.  Laut  Verteidigungsministerin  Kramp-
Karrenbauer seien 5400 Menschen ausgeflogen worden. Darunter waren 231
Ortskräfte,  was  ziemlich  wenig  ist,  wenn  man  bedenkt,  dass  laut
Bundesregierung etwa 2500 Afghan_Innen für Deutschland gearbeitet haben.
Natürlich gibt es auch Menschen, die trotz der Gefahr ihre Heimat nicht
verlassen wollen. Aber trotzdem lässt sich sagen, dass diese „Evakuierung“
doch eher den eigenen Kräften diente und nicht wirklich der afghanischen
Bevölkerung half. Eine weitere Maßnahme, die Außenminister Heiko Maas
als super Aktion verkaufte, ist die Unterstützung der Nachbarländer durch
Hilfszahlungen. Problematisch ist dabei vor allem die Rolle Pakistans. Die
islamische  Republik  steht  unter  dem  Verdacht,  selbst  die  Taliban  zu
unterstützen.  Die  Nationale  Widerstandsfront  (NRF),  bestehend  aus
afghanischen  Pandschir-Kämpfer_Innen,  wirft  dem  pakistanischen
Militärgeheimdienst  ISI  vor,  die  Taliban dabei  unterstützt  zu haben,  den
letzten Bereich der noch Widerstand leistete, das Pandschir-Tal, zu erobern.
Auch in der afghanischen Bevölkerung gibt es immer wieder Proteste gegen
die Einmischung Pakistans, so auch nach der Eroberung des Pandschir-Tals,
als Hunderte in Kabul auf die Straße gingen.
Würdelos, aber nicht überraschend, war die Reaktion von Armin Laschet.
Während Menschen bei dem Versuch auf Flugzeuge zu springen, sterben, um



irgendwie  Afghanistan  zu  verlassen,  fällt  ihm  nichts  Besseres  ein,  als
Deutschland zu versichern, „2015 darf sich nicht wiederholen“.

Und wie sieht es in der restlichen EU aus?

Auf jeden Fall  nicht besser.  Wieder einmal geht das Geschacher um die
Geflüchteten los. Anstatt gemeinsam Menschen in Not zu helfen, wird sich
abgeschottet oder die Situation nur für eigene politische Zwecke genutzt.
Nachdem  eine  größere  Anzahl  von  Geflüchteten  aus  dem  Irak  und
Afghanistan die polnische Grenze erreichte, rief Polens Präsident Andrzej
Duda  den  Notstand  an  der  Grenze  aus.  Daraufhin  wurde  Stacheldraht
aufgebaut,  Soldat_Innen  positioniert  und  Hilfsorganisationen  der  Zutritt
verweigert. Das führte unter anderem dazu, dass 32 afghanische Geflüchtete
wochenlang in einem Wald im Grenzgebiet festsaßen. Vor sich polnische,
hinter sich belarussische Soldat_Innen. In Österreich hat sich Kanzler Kurz
sofort mit den Worten: „Das wird es unter meiner Kanzlerschaft nicht geben“
gegen jegliche Aufnahme von Geflüchteten ausgesprochen.
Hoffnung macht da nur die Reaktion breiter Teile der Gesellschaft. Umfragen
belegen die große Bereitschaft der Bevölkerung in Deutschland, Geflüchtete
aus  Afghanistan  aufzunehmen.  Nach  dem  Meinungsforschungsinstitut
„YouGov“  spricht  sich  eine  Mehrheit  von  63  Prozent  dafür  aus.
Außerdem kam es in den Wochen nach der Machtübernahme der Taliban
weltweit zu Solidaritätskundgebungen, die die Aufnahme von Afghan_Innen
forderten. In Berlin kamen am 28. August ca. 2500 Menschen zusammen.
Auch wir von REVOLUTION beteiligten uns bundesweit an den Aktionen und
werfen dabei folgende Forderungen auf:

Sofortige und unbürokratische Evakuierung und Aufnahme all jener
Menschen, die das Land verlassen wollen/müssen!
Offene Grenzen und volle Staatsbürger_Innenrechte für alle!
Nein zu Krieg und Besatzung, Stopp aller Waffenexporte!
Hoch  die  internationale  Solidarität  –  Für  den  Aufbau  einer
internationalistischen  Bewegung  gegen  Krieg,  Besatzung  und
Fundamentalismus – für ein sozialistisches Afghanistan als Teil einer
sozialistischen Räteföderation Nahost!



Solidarität mit den Geflüchteten
an  der  belarussisch-polnischen
Grenze!
Schon am 2. September diesen Jahres rief der polnische Präsident Andrzej
Duda den Notstand an der Grenze zu Belarus aus.  Zu diesem Zeitpunkt
waren es vor allem Menschen aus Afghanistan, die

vor der Machtübernahme der Taliban flüchteten. Auch die Grenzen zu den
weiteren  EU-Nachbarstaaten  zu  Belarus,  Litauen  und  Lettland  wurden
vermehrt  abgesichert.  Zu  diesem Zeitpunkt  hatte  das  Ganze  noch  keine
große Aufmerksamkeit.

Jetzt  eskalierte  die  Situation.  Etwa  4000  Menschen  harren  aktuell  bei
Temperaturen  um den  Nullpunkt  im  polnisch-belarussischen  Grenzgebiet
aus. Auf polnischer Seite steht ihnen ein extra aufgebauter Grenzzaun und
etwa  16000  Soldat_innen  gegenüber.  Und  hinter  ihnen  belarussische
Soldat_innen,  die  die  Menschen dazu  drängen,  die  Grenze  irgendwie  zu
überwinden.

Aufgrund  des  verhängten  Notstands  durften  zunächst  auch  keine
Hilfsorganisationen das Gebiet betreten, um die Menschen zu versorgen. Erst
nach mehreren Tagen durften erstmals Helfer_innen zu ihnen. Inzwischen
sind  deshalb  mindestens  10  Personen  an  der  Grenze  gestorben.  Viele
Menschen  wurden  auch  beim  Versuch  die  Grenze  zu  überqueren  von
Grenzsoldat_innen verletzt. Ein Vertreter von Ärzte ohne Grenzen berichtet:
„Ich habe Menschen mit Verletzungen gesehen, verursacht durch Schläge
mit Gewehrkolben, Tritten in die Rippen, Spuren von Elektroschockern im
Nacken.“

Wie konnte es so weit kommen?
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Blickt man auf die geographische Lage stellt sich zunächst einmal die Frage,
wie  die  Menschen  aus  dem Nahen  Osten  (aktuell  kommen  die  meisten
Geflüchteten an der polnischen Grenze aus Syrien und Irak) nach Belarus
kommen.  Bisher  waren  eher  die  Fluchtrouten  über  die  Türkei  oder  das
Mittelmeer bekannt.

Dazu müssen wir noch weiter zurück ins Jahr 2020 blicken, als in Belarus
gewählt wurde. Am 9. August reklamierte Alexander Lukaschenko bei einer
dreist manipulierten Wahl einen Erdrutschsieg für sich. Die Menschen in
Belarus reagierten mit Protesten. Die EU verhängte Sanktionen. Der Vorwurf
lautet  nun:  Lukaschenko  schleust  bewusst  Geflüchtete  an  die  EU-
Außengrenze,  um damit  die  EU unter  Druck  zu  setzen.  Und tatsächlich
klangen seine Worte am 26. Mai sehr stark nach einer Drohung: „Bis jetzt
haben wir Migranten und Drogen gestoppt. Jetzt werdet ihr selbst die Drogen
fressen  und  die  Migranten  einfangen.“  Als  Vorbild  galt  ihm  dabei
wahrscheinlich der türkische Präsident Erdogan, der im März 2020 ebenfalls
ankündigte, dass er „die Toren öffnen werde“. Anschließend gab es an der
griechischen  Grenze  ähnliche  Bilder  wie  jetzt  an  der  polnischen,  was
letztendlich dazu führte, dass das Abkommen mit der Türkei zur Abwehr von
Geflüchteten zu Gunsten der Türkei erneuert wurde. Und auch aktuell hat
die Türkei wohl wieder ihre Finger mit im Spiel, denn eine der Flugrouten,
über die die Menschen nach Belarus gebracht werden, geht über Istanbul.

Also sind Lukaschenko und Erdogan schuld, dass Menschen an der Grenze zu
Polen sterben?

Die meisten deutschen bürgerlichen Medien sind sich in der Frage einig.
Zeitonline, die sich in der

Medienlandschaft neben BILD und Welt doch eher links befinden, schreibt:
„Polen wird angegriffen. Daran besteht kein Zweifel. Es ist auch klar, wer der
Angreifer ist: Alexander Lukaschenko“ und sie fordern volle Solidarität für
Polen bei  der „Verteidigung der EU“.  Diesen Forderungen,  die auch auf
jedem AfD-Plakat stehen könnten, müssen wir auf jeden Fall  entschieden
entgegentreten.



Die Rolle Lukaschenkos

Um ein  besseres  Bild  von  der  Situation  zu  bekommen,  müssen  wir  uns
zunächst  mit  der  Lage in  Belarus  auseinandersetzen.  Wir  hatten  bereits
davon gesprochen, dass der Präsident Lukaschenko im letzten Jahr massiv in
die Wahlen eingegriffen hat. Westliche Medien betiteln ihn, unter anderem
deshalb, als den „letzten Diktator der EU“. Sehen wir das auch so?

Auf  jeden Fall  ist  das Regime in  Belarus ein sehr autoritäres.  Trotzdem
würden wir nicht von einer

„Diktatur“ sprechen. Leo Trotzki prägte für solche Regime den Begriff des
„Bonapart ismus“ .  Der  Begr i f f  beschre ibt ,  dass  wenn  s ich
Arbeiter_Innenklasse  und  Kapitalist_Innen  in  Klassenkämpfen  so  sehr
aufgerieben  haben,  dass  weder  die  eine  noch  die  andere  die  Macht
übernehmen kann, ein_e Herrscher_in an die Macht kommen kann, der_die
diesen Klassenkampf befriedet, eine gewisse Beliebtheit in allen Schichten
hat und verbindend über ihnen steht – ein Bonaparte.

In Belarus ist der Ursprung dieses Regimes im Zerfall der UdSSR und die
Unabhängigkeit  1991  zu  finden.  Als  einziger  Staat  unter  denen  der
ehemaligen  UdSSR und  des  Ostblocks  hat  sich  Belarus  bisher  der  neo-
liberalen Schocktherapie entzogen, die die bürokratischen Planwirtschaften
zerstörte und zig Millionen Menschen in bittere Armut stürzte.

Stattdessen hat sich die Kaste der ehemaligen sowjetischen Bürokrat_innen –
Lukaschenko  selbst  ist  ehemaliger  Leiter  einer  Kolchose  –  in  nationale
Verwalter_innen  staatlicher  kapitalistischer  Unternehmen verwandelt  und
erfolgreich die Macht an der Spitze einer immer zu einem großen

Teil staatseigenen Wirtschaft konsolidiert.

Wir unterstützen dabei Bewegungen, die sich gegen das autoritäre Regime
richten und für demokratische Forderungen einstehen. Gleichzeitig müssen
wir aber auch verhindern, dass sich das Land imperialistischen Interessen
durch die EU, USA oder auch Russland unterordnet.



Auch in der aktuellen Situation muss klar gesagt werden, dass das Vorgehen
Lukaschenkos,  Menschen bewusst  in  diese  Situation  zu  bringen,  klar  zu
kritisieren ist.  Denn klar  ist,  dass er  das nicht  macht,  um Menschen zu
helfen, sondern um seine eigenen Machtinteressen durchzusetzen. Er nutzt
also wirklich die Geflüchteten als „hybride Waffe“,  wie es die westlichen
Medien ihm vorwerfen.

Bleiben allerdings die Fragen:
Warum stellen 4000 Hilfe suchende Menschen für die EU eine „Waffe“ da?
Und wie können wir dagegen kämpfen?

Die Lage der Flüchtenden

Die Menschen, die da an der Grenze zu Polen sind, sind nicht „die Armee von
Belarus“, wie es in den bürgerlichen Medien suggeriert wird. Nur weil sie
Unterstützung bei ihrer Flucht bekommen haben, heißt das nicht, dass sie
keinen wirklichen Grund haben, ihre Heimat zu verlassen. Unter den

Geflüchteten befinden sich besonders viele Kurd_innen und Jesid_innen. In
den kurdischen

Gebieten kommt es immer wieder zu militärischen Auseinandersetzungen. In
Nordsyrien gab es seit 2016 drei militärische Interventionen gegen die YPG
durch die Türkei und aktuell droht Erdogan mit der Nächsten. Im Nordirak
greift die Türkei aktuell Stellungen der PKK an, wobei sie wahrscheinlich
auch Giftgas eingesetzt  hat.  Dazu kommt eine Wirtschaftskrise,  verstärkt
durch die Corona-Pandemie.

Ein  anderer  großer  Teil  der  Flüchtenden  kommt  aus  Afghanistan.  Zur
Situation in Afghanistan, auch speziell zur Flucht, haben wir bereits eigene
Artikel geschrieben.

Die Rolle der EU

Es ist also kein Wunder, dass Menschen sich Hoffnung machen in einem
imperialistischen  Staat  wie  Deutschland  ein  neues  Leben  anfangen  zu
können, weil hier oftmals die Lebensbedingungen in jeglicher Hinsicht besser



erscheinen.

Doch  wie  die  Situation  in  Polen  und  die  Reaktionen  aus  Brüssel  und
Deutschland zeigen, hat niemand der Entscheidungsträger_innen in der EU
ein Interesse daran, den Menschen auf der Flucht zu helfen. Ihr Interesse
besteht darin, sich auf der imperialistischen Weltbühne durchzusetzen. Das
heißt  jetzt  die  Festung  Europa  aufrechtzuhalten  und  sich  nicht  von
Lukaschenko „einschüchtern zu lassen“. Dabei scheut sie auch nicht zurück
internationales Menschenrecht zu brechen, denn danach hat jeder Mensch
das Recht Asyl zu beantragen. Um das zu umgehen und die Pushbacks an den
Grenzen zu legalisieren, hatte Polen extra ihre Gesetze geändert. Trotzdem
bleibt es internationales Recht was hier gebrochen wird. Auch die EU nutzt
also  die  Menschen  in  Not  um  ihr  politisches  Interesse,  Druck  auf
Lukaschenko  auszuüben,  durchzusetzen.

Wie können wir dagegen Kämpfen?

Die Situation der Menschen an und in den Grenzen Europas ist verheerend
und es ist richtig und wichtig, dass es Demonstrationen dagegen und für die
Aufnahme aller  flüchtender  Menschen gibt.  Dabei  ist  die  Forderung der
Staatsbürger_innenrechte für  alle  wichtig,  denn der Kapitalismus hat  ein
Interesse daran, dass dieses willkürlich gewählte System zur Unterscheidung
zwischen  Staatsbürger_innen  und  Nicht-Staatsbürger_innen
aufrechtzuerhalten, um damit den nationalen Binnenmarkt und damit den
Nationalstaat zu schützen. Jeder Mensch sollte das Recht haben, aus welchen
Gründen auch immer dieser fliehen sollte, sei es vor Krieg, Verelendung,
Armut, Hunger, Klimakatastrophen oder politischer Verfolgung, dort zu leben
und  zu  wohnen,  wo  er  möchte  und  gleichzeitig  die  gleichen  Rechte  zu
besitzen!  Wir  dürfen  uns  im  Kampf  gegen  dieses  Schachspiel  der
imperialistischen Staaten, deren Interesse eher darin liegt, Lukaschenko und
seine  russischen  Partner  mattzusetzen,  nicht  darauf  einlassen  und
Hoffnungen in die EU oder in die Nationalstaaten setzen. Wir müssen als
Arbeiter_innenklasse, egal ob in Polen, Lettland oder Deutschland auf die
Seite der Menschen stellen, die sich im Niemandsland befinden.

Öffnung der Grenzen, Nieder mit Frontex und Co.



Nicht nur Bleiberecht für alle, sondern Staatsbürger_Innenrechte für
alle dort, wo sie leben wollen!
Für eine Arbeiter_innen und Jugendbewegung die diese Forderungen
erkämpft!

Die Rolle des Imperialismus

Letztlich  müssen  wir  uns  aber,  um  die  oben  aufgestellten  Fragen
beantworten zu können, unser gesamtes Gesellschaftssystem anschauen. Das
kann an dieser Stelle nur angerissen werden mit dem Verweis auf andere
Artikel oder unser Programm, wo wir uns mit einem ganzen Kapitel dem
Imperialismus gewidmet haben.

Nahezu  jeder  Fleck  Erde  ist  inzwischen  der  kapitalistischen
Verwertungslogik  unterworfen.  Es  wird  über  die  ganze  Welt  Handel
betrieben,  es  existiert  also  ein  Weltmarkt.  Trotzdem  brauchen  die
internationalen Unternehmen einen nationalen Binnenmarkt und damit einen
Nationalstaat.  Der  Kapitalismus hat  also  ein  Interesse,  dieses  willkürlich
gewählte  System  zur  Unterscheidung  zwischen  Staatsbürger_innen  und
Nicht-Staatsbürger_innen  aufrecht  zu  halten.

Die Regierungen der Nationen können es also nicht einfach so zulassen, dass
Menschen den Ort, an dem sie leben wollen, selbst aussuchen. Dazu kommt,
dass die einzelnen Nationen nicht gleichgestellt auf dem Weltmarkt agieren.
In der Entwicklung des Kapitalismus haben sich „imperialistische Staaten“,
wie die USA oder auch Deutschland herausgebildet, die eine viel größere
Wirtschaftsmacht haben, als es zum Beispiel Länder auf dem afrikanischen
Kontinent  haben.  Die  anderen  Staaten  stehen  dabei  in  einer  enormen
Abhängigkeit zu den imperialistischen Staaten. Früher zeigte sich dies sehr
direkt  im  Kolonialismus,  heute  wird  die  Macht  eher  indirekt  durch
wirtschaftliche  Zwänge  ausgeübt,  weshalb  wir  auch  von  „Halb-Kolonien“
sprechen.  Dies  führte  zu  einer  weltweiten  Arbeitsteilung,  in  der  Halb-
Kolonien grob gesagt die „Drecksarbeit“ für geringen Lohn machen, während
die  Unternehmen  in  den  imperialistischen  Zentren  durch  diese
Überausbeutung in der Lage sind, kleiner Zugeständnisse an die heimische
Arbeiter_innenklasse zu machen.



Dies ist auch der Keim des modernen Rassismus, da sich die Menschen in
den imperialistischen Zentren, durch den ständigen Konkurrenzkampf aber
auch  durch  Krisen  im  Kapitalismus,  in  ihrem  „stabilen  Leben“  bedroht
fühlen. Die Schuld dafür wird nicht im Wesen des Kapitalismus, sondern in
der Bedrohung durch Einwanderung gefunden. Genau das wirkt aktuell auch
bei der Frage, warum sich die Menschen in Deutschland nicht massenhaft für
die Aufnahme der Geflüchteten einsetzen.

Dazu  kommt,  dass  die  „imperialistischen  Länder“  kein  gemeinsames
Interesse haben, sondern ständig in Konkurrenz stehen ihre wirtschaftliche
Macht  gegen  andere  auszuweiten  oder  zu  verteidigen.  Oder  neue,
wirtschaftlich  aufstrebende,  Nationen  probieren  sich  gegen  die

„etablierten“ Imperialist_innen zu behaupten.

Das führt immer wieder zu Kriegen, was zur Flucht von Menschen aus diesen
Regionen  führt.  Auch  andere  Fluchtursachen,  wie  Hunger  und  der
Klimawandel hängen eng damit zusammen. Dementsprechend muss es unser
Ziel, das imperialistische Weltsystem und die Ungerechtigkeit als Ganzes zu
überwinden, um all diese Probleme zu lösen!

Podiumsdiskussionen  mit  der
AfD:  Diskutieren  oder
Boykottieren?
von Sani Meier

In  Vorbereitung  auf  die  Bundestagswahlen  im  September  diesen  Jahres
wurden  an  vielen  Schulen  Podiumsdiskussionen  mit  Vertreter_Innen
verschiedener  Parteien organisiert.  Neben SPD,  CDU,  Linke und Grünen
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hatten  manche  Schulen  auch  Politiker_Innen  der  rechtsradikalen  AfD
eingeladen.  Viele  Schüler_Innen  fanden  das  zu  Recht  scheiße  und
organisierten Widerstand an ihren Schulen, was eine generelle Debatte zu
der Frage, wie man denn mit der AfD umgehen solle, auslöste. Sollte man mit
rechten Politiker_Innen diskutieren oder sie ausladen, um ihnen keine Bühne
zu geben? Und vor allem: Wer entscheidet eigentlich darüber?

Von vielen Schulleiter_Innen wurde die Einladung damit begründet, dass die
AfD dieses Jahr zur Wahl antrete und damit als demokratisch legitimierte
Partei Teil des politischen Wettbewerbs sei. Somit hätte Sie wie jede andere
Partei das Recht, ihre Positionen zur Diskussion zu stellen. Man wolle damit
keine Werbung für sie machen, sondern allen Schüler_Innen die Möglichkeit
geben,  sich  mit  deren  Inhalten  auseinanderzusetzen.  Wir  lehnen  diese
Position ganz klar ab.

Nachdem die AfD seit diesem Jahr vom Verfassungsschutz beobachtet wird,
versucht  sie  gezielt,  ihr  bürgerliches  Image  zu  stärken,  um  ihre
rechtsradikale Gesinnung und Verbindungen in die dazugehörige Szene zu
verdecken. Genau mit dieser Strategie verschafft sie sich nun auch Zugang
zu  Schulen  und  versucht,  Jugendliche  für  ihre  menschenverachtenden
Positionen  zu  gewinnen.  Doch  wir  lassen  uns  von  diesem  Schein  nicht
täuschen!

Die AfD ist das Ergebnis des internationalen Rechtsrucks seit der letzten
Finanzkrise 2007/2008 und vertritt eine Politik, die klar rassistisch, sexistisch
und in Teilen sogar antisemitisch ist. Mit ihrem neoliberalen Wahlprogramm
wird sie auch in Anbetracht der momentanen Krise versuchen, die Interessen
der Kapitalist_Innen bestmöglich zu schützen, indem sie die Ausbeutung von
Arbeiter_Innen  und  Jugendlichen  weiter  verschärft.  Dies  schafft  sie  am
besten,  wenn  sie  deren  Solidarität  zueinander  durch  Rassismus  und
Sexismus zerstört, da dies ihren gemeinsamen Kampf verhindert. Wirft man
einen  Blick  in  ihr  diesjähriges  Wahlprogramm,  so  findet  sich  z.B.  die
Forderung,  dass  Schüler_Innen  in  Zukunft  getrennt  nach  ihrer
Leistungsstärke unterrichtet werden sollen – Spaltung und Konkurrenzdruck
at it’s best. Darüber hinaus wollen sie eine „Abschiebeoffensive“, stärkere
Grenzkontrollen und die Aussetzung des Familiennachzugs für Geflüchtete.



Um  diesen  rassistischen  Bullshit  zu  erkennen,  brauchen  wir  keine
Podiumsdiskussionen  und  je  weniger  Leute  ihn  hören,  desto  besser.

Unsere Schulen gehören uns!

Wir  lassen  uns  nicht  spalten!  Für  Vertreter_Innen  dieser  Politik  ist  an
unseren Schulen kein Platz! Unsere Schulen sind der Ort, an dem wir uns
täglich aufhalten und deshalb müssen sie ein möglichst safer space für alle
sein,  egal  ob  für  Frauen,  migrantische,  queere  oder  muslimische
Schüler_Innen.  In  Anbetracht  der  rassistischen,  sexistischen  und
islamophoben Hetze der AfD ist  es deshalb untragbar,  dieser Zugang zu
unseren  Schulen  zu  geben.  Wenn wir  es  zulassen,  dass  solche  Parteien
einfach ungestört eine Bühne bekommen, sind unsere Schulen keine Orte
mehr, an denen wir sicher lernen können. Wir Schüler_Innen müssen selbst
über  unsere  Bildung  und  deren  Bedingungen  entscheiden  können  und
protestieren deshalb zurecht gegen die Podiumsdiskussionen mit der AfD.
Gemeinsam haben wir in Berlin Kundgebungen und Störaktionen organisiert,
sowie Forderungen an die Schulleitungen gestellt, wodurch wir es geschafft
haben, dass die AfD an einer der Schulen wieder ausgeladen wurde (siehe
dazu auch den Artikel „Revo vor Ort“, in dem wir einen detaillierten Bericht
zu den Aktionen geben). Dieser Erfolg ist der Beweis, dass wir gemeinsam
genug Druck aufbauen können, um solche Entscheidungen mitzubestimmen.
Lasst uns also unsere Schulen aktiv mitgestalten, indem wir uns vernetzen,
linke Schüler_Innenkomitees bilden und Protest organisieren mit dem Ziel,
unsere Schule zu demokratisieren!

Für ein selbstbestimmtes Lernen in Schulen, die nach unseren Bedürfnissen
organisiert sind! Kein Raum für Sexismus, Rassismus, Antisemitismus oder
Islamophobie – kein Raum der AfD!



1  Jahr  Hanau-  Wie  Rassismus
effektiv bekämpfen?
Von Leila Cheng

Dieses Jahr am 19./20. Februar jährt sich der rassistische Anschlag in Hanau,
der  zehn  Menschen  das  Leben  kostete.  Ihre  Namen  sind  inzwischen
Deutschland weit bekannt: Ferhat Unvar, Mercedes Kierpacz, Sedat Gürbüz,
Gökhan Gültekin, Hamza Kurtović,  Kaloyan Velkov, Vili  Viorel Păun, Said
Nesar  Hashemi,  Fatih  Saraçoğlu,  Gabriele  Rathjen.  Was  aber  auch
inzwischen jedem bekannt sein sollte ist, dass es sich bei Hanau um keinen
Einzelfall  handelte.  Die  Anschläge  in  Rostock-Lichtenhagen  August  1992
gegen Asylbewerber_Innen und vietnamesische Vertragsarbeiter_Innen, der
NSU  und  seine  Attentate  an  migrantischen  Ladenbesitzer_Innen,  der
Anschlag  auf  eine  Synagoge  letztes  Jahr  in  Halle  und  die  zahlreichen
Brandanschläge auf Asylheime, wo es allein 2015 mehr als 1000 Stück in
Deutschland  gab.  Dies  sind  nur  einige  Beispiele  einer  Mordserie  gegen
Migrant_Innen, gesellschaftlich Unterdrückte, aber auch Linke seit dem 2.
Weltkrieg  in  der  BRD.  Eine  wichtige  Rolle  spielten  dabei  auch  Polizei,
Gerichte und der Verfassungsschutz. Zum Beispiel bei der Verbrennung Oury
Jallohs 2005 durch die Polizei selbst, beim NSU 2.0, dessen Drohnachrichten
von  Polizeicomputern  kamen,  bei  der  Ermordung  Jorge  Gomondais,  als
gerichtliche und polizeiliche Daten einfach verschwanden oder auch bei den
NSU  Morden,  bei  denen  V-Männer  teilweise  anwesend  waren  oder
Informationen nicht  rausgegeben wurden.  Aber auch die  Ermordung von
Migrant_Innen an den Außengrenzen Europas, dass sie in Lagern wie das auf
Moria gesperrt und menschenunwürdig behandelt werden, ist ein Teil dieser
Mordserie.

Doch was müssen wir tun, damit dies endet?

Zuerst einmal ist es
wichtig den Zusammenhang nicht nur zwischen dem bürgerlichen Staat
und Rassismus, sondern auch der kapitalistischen Wirtschaftsweise und
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dem Rassismus zu verstehen.

Rassismus hat seine
Wurzeln im kapitalistischen Nationalstaat: Mit der kapitalistischen
Wirtschaftsweise und der Ersetzung der feudalen durch die
industrielle Gesellschaft, mit der Ersetzung der Adelsherrschaft
durch die Bürgerliche entstanden neue Formen der Unterdrückung. Der
bürgerlich kapitalistische Staat steht stets in Konkurrenz mit
anderen Nationalstaaten um den größten Profit. Er vertritt dabei
das Gesamtinteresse der Kapitalist_Innen auf nationaler Ebene. Mit
der Kolonialisierung entstanden große imperialistische Mächte, wie
Deutschland, die USA oder Frankreich und ausgebeutete
Kolonialstaaten. Heute sind die meisten dieser Staaten zwar formal
selbstständig, aber politisch und wirtschaftlich immer noch
abhängig, weshalb wir sie Halbkolonien nennen. Die Kapitalist_innen
in den imperialistischen Staaten sammeln in ihrer Konkurrenz immer
mehr Kapital an, sodass die Anlagemöglichkeiten im eigenen Land
nicht mehr ausreichen. Deswegen müssen sie Ihr
Kapital auslagern. Viele investieren in
Halbkolonien, kaufen Fabriken, Land und Infrastruktur dort auf, wo
sie hohe Profite einfahren, Mensch und
Natur unter unwürdigen Bedingungen ausbeuten können. Dieses
Vorgehen muss mit diplomatischer, wirtschaftlicher oder mit
militärischer Gewalt durchgesetzt werden, wobei der bewaffnete Krieg
der krasseste Auswuchs ist. Rassismus legitimiert sowohl
Unterdrückung als auch ihre Durchsetzung,
indem er Menschen in rassische Kategorien einteilt, bei denen alle
nicht-weiße unzulänglich und damit zurecht benachteiligt oder
beherrscht sind. Aber er legitimiert damit auch die Ausbeutung
von z.B. Leiharbeiter_Innen im eigenen Land. Da er in die gesamte
Gesellschaft vordringt, also auch die Arbeiter_Innenklasse, sorgt er
für ihre Spaltung in Nationalitäten, den Ausschluss von
Migrant_Innen aus Gewerkschaften und sozialchauvinistische Ideologien
und verhindert somit einen gemeinsamen Kampf aller Unterdrückten.
Das kommt der herrschenden Klasse sehr gelegen.



Im imperialistische
Weltsystem rechtfertigt der Rassismus die Überausbeutung großer
Teile der Welt, die
Entsolidarisierung weiter Teile der Arbeiter_Innenklasse in
imperialistischen Nationen, sowie Kriege um Ressourcen
und Vorherrschaft.

Um Rassismus zu bekämpfen, müssen wir
daher auch den Kapitalismus bekämpfen. Dafür haben wir drei
wichtige antirassistische Forderungen aufgestellt, die erklären, wie
man vorgehen sollte.

Offene1.
Grenzen und Staatsbürger_Innenrechte für Alle!

An den Grenzen Europas werden derzeit
tausende Menschen ermordet. Sie ertrinken im Mittelmeer, sterben in
Lagern oder werden von rassistischen Milizen oder der Grenzpolizei
selbst angegriffen. Wir müssen diesen Morden ein Ende setzen, genau
wie dem EU-Imperialismus. Deswegen fordern wir die Zerschlagung von
Frontex oder ähnlichen Grenzpolizeieinheiten, genau wie die
Auflösung aller Lager an den europäischen Außengrenzen und die
uneingeschränkte Aufnahme der Geflüchteten in Europa. Um dies zu
ermöglichen brauchen wir eine
europaweite Vernetzung der antirassistischen und
Arbeiter_Innenbewegung. Aber warum gerade die Arbeiter_Innen? Bei
ihnen kommen einige wichtige Aspekte zusammen: Erstens sind sie keine
Nutznießer des Rassismus, ganz im Gegenteil, wie schon gesagt,
werden sie dadurch eher gespalten und gegeneinander ausgespielt,
während sie genau denen gegenüberstehen, die vom Imperialismus und
Rassismus profitieren, nämlich den Kapitalist_Innen. Zweitens haben
sie sehr mächtige Kampfmethoden, um Forderungen umzusetzen, nämlich
Streiks und Besetzungen von Betrieben, welche großen
wirtschaftlichen Schaden anrichten können. Drittens und am
wichtigsten schlummert in den Arbeiter_Innen die Grundlage für eine
solidarische Gesellschaft, da sie im Stande sind, eine Produktion



fernab von Profitzwang und Ausbeutung aufzubauen, sobald die Mittel
dazu aus den Händen der Kapitalist_Innen gerissen wurden. Die
Arbeiter_Innenbewegung muss sich dessen bewusst werden und sich aus
internationaler Solidarität für offenen Grenzen einsetzen!

Aber
auch die Menschen, die hier herkommen, werden noch ungleich
behandelt. Der staatliche Rassismus in Deutschland spiegelt sich
nicht nur darin wider, dass es rassistische Polizeikontrollen gibt,
oder Menschen bei der kleinsten Straftat, wie einem Ladendiebstahl,
abgeschoben werden können. Es gelten unter anderem auch
Arbeitsverbote für Migrant_Innen, die noch keine
Staatsbürger_Innenschaft haben. Nun ist Lohnarbeit natürlich
Ausbeutung und es gilt diese zu überwinden, aber innerhalb des
Kapitalismus sind alle Arbeiter_Innen abhängig von ihr. Viele
Migrant_Innen bleiben direkt abhängig vom Staat und dürfen nicht
arbeiten. Das verbreitet und reproduziert wieder rassistische
Klischees in der Arbeiter_Innenklasse und im Kleinbürger_Innentum
von den angeblich so „faulen“ Migrant_Innen. Außerdem drängt es
viele Migrant_Innen in die unterbezahlte Schwarzarbeit oder in
bestimmte Formen der Gang- und Drogenkriminalität. Deswegen ist es
mehr als nötig die Abschaffung jeder rechtlichen Benachteiligung von
Migrant_Innen und insbesondere der Arbeitsverbote zu fordern. Zudem
ist auch die Isolation in Sammelunterkünften ein großes Problem,
weil Geflüchtete dadurch kein selbstbestimmtes Leben führen können
und nur schwierig am öffentlichen Leben teilnehmen können. Her mit
der dezentralen Unterbringung durch Enteignung des leerstehenden
Wohnraumes, Spekulationsobjekte und Hotels!

Menschen sind oft aus bestimmten Gründen auf der Flucht. Viele fliehen vor
Armut, Umweltkatastrophen oder Kriegen. Deutschland spielt dabei mit der
Beteiligung in der NATO und mit massiven Waffenexporten, aber auch als
führender  Imperialist  in  der  EU  bei  der  Ausbeutung  von  afrikanischen
Wirtschaften, eine zentrale Rolle. Deswegen müssen wir hier anfangen, um
Fluchtursachen ein Ende zu setzen! Eine weitere zentrale Forderung ist die



Vergesellschaftung von Rüstungskonzernen und allen weiteren Konzernen/
Unternehmen,  die  von  Krieg,  Flucht  und  dem rassistischen  Lagersystem
profitieren.  Sie  müssen  unter  Kontrolle  der  Belegschafteb  zu  einer
Produktion umgebaut werden, die unsere Bedürfnisse befriedigen, statt nur
für  Krieg  und  Leid  zu  sorgen!  Zudem  müssen  die  NATO  und  andere
imperialistische Militärbündnisse zerschlagen werden, denn sie stehen für
ständiges  Aufrüsten  zwischen imperialistischen Machtblöcken,  Kriege  um
Ressourcen, Einfluss und weltweite Durchsetzung von Unterdrückung.

2. Schluss mit Angriffen und Terrorismus Migrant_Innen und Linke!

Hanau, Halle, Rostock-Lichtenhagen.
Jorge Gomondai, Silvio Meier, Amadeu Antonio Kiowa. Rassistische
Angriffe und Terrorismus gegen Linke und Migrant_Innen sind in der
BRD Alltag. Im Kampf dagegen können wir uns auf Staat und Justiz
nicht verlassen. Stattdessen müssen wir uns dagegen organisieren.
Wir brauchen
Arbeiter_Innenmilizen
zur Selbstverteidigung. Diese müssen kollektiv, massenhaft
organisiert und vor allem wähl und abwählbar sein. Sie sind
notwendig, wenn wir uns effektiv gegen neonazistische Angriffe wehren
wollen.

Weiterhin muss der Verfassungsschutz
zerschlagen werden, denn er hat unfassbar viele Agenten in den Reihen
von Neonazi-Gruppen. Das Problem ist, dass dies auch Doppelagenten
der Neonazis sein könnten und es oft schon waren. Außerdem schützt
der Verfassungsschutz seine Agenten/Ansprechpartner so sehr, dass
selbst der Tod anderer Menschen in Kauf genommen wird. Bei den
NSU-Morden hatte der Verfassungsschutz viele Infos, die über Jahre
einfach nicht herausgegeben wurden. Bei einem der letzten Morde war
ein Verfassungsschutz-Mitarbeiter anwesend und wollte angeblich
nichts gesehen haben. Dieser wurde wegen Zeugenschutz nie verurteilt.

Lasst  uns  den  antirassistischen  mit  dem  antikapitalistischen  Kampf
verbinden,  denn  die  massenhafte  Unsicherheit  und  Angst  gerade  in



kapitalistischen  Krisen  sind  Anknüpfungspunkte  für  die  rücksichtslosen
Ideen faschistischer  Ideologien.  Da es  im Kapitalismus immer wieder  zu
Krisen kommt, müssen wir den Kapitalismus selbst überwinden und dafür
sorgen, dass kein Mensch mehr in Angst oder Unsicherheit leben muss! Da
die Arbeiter_Innenklasse die Kraft ist, die diese neue Gesellschaft aufbauen
kann, müssen ihr Organe auch alle rassistisch Unterdrückte sowie deren
Organisationen  ansprechen,  indem  ihnen  alle  nötigen  Rechte  darin
zugestanden werden und der gemeinsame Kampf zwischen weiße und nicht-
weiße  Arbeiter_Innen  den  Rassismus  dahingehend  überwindet,  dass  der
eigentliche  Gegner  Kapitalismus  heißt!  Wir  wollen  den  Aufbau  einer
internationalen Antikrisenbewegung angehen, die sich gegen Militarismus,
Rassismus, imperialistische Kriege und die Abwälzung der Krisenkosten auf
die Arbeiter_Innenklasse und Halbkolonien einsetzt. Wir müssen dafür vor
allem auf die Führung von Linkspartei und SPD Druck ausüben, und deren
Basis selbst ein solides revolutionäres Programm vorschlagen, für dass wir in
den Gewerkschaften und auf der Straße eintreten.

3. Abschaffung von rassistischer Polizei und Gerichten!

Polizei, Gerichte, aber auch die
staatliche Gesetzgebung sind die nationale Vertretung des Kapitals.
Sie sind es auch, die strukturell rassistisch sind. Das liegt nicht
daran, dass dort nur rechte Menschen arbeiten würden. Vielmehr ist
es so, dass sie das nationale Interesse des Kapitals zuerst vertreten
müssen. So werden Waffenexporte abgesichert, Migrant_Innen als
„Kostenfaktor“ abgeschoben, die Ausbeutung von billigen
Leiharbeiter_Innen legitimiert
und so weiter. Dies alles führt, neben der allgemeinen
Sozialisierung in der bürgerlichen Gesellschaft, zu einem
chauvinistischen und rassistischen Weltbild.

Deswegen fordern wir die Abschaffung/
Zerschlagung von der Polizei und ihre Ersetzung durch kollektive,
demokratische, organisierte Selbstverteidigung
(Arbeiter_Innenmilizen). Auch Gerichte schützen allzu oft
rassistische Gesetze und bürgerliche Eigentumsverhältnisse und sind



nicht demokratisch legitimiert, obwohl sie viel Macht haben. Deswegen
wollen wir sie durch gewählte
(und abwählbare) sowie rechenschaftspflichtige Tribunalen ersetzen,
die im Sinne unserer internationalen Klasse entscheiden. Dahingehend
soll ein Sofortprogramm der Arbeiter_Innenklasse unter Kontrolle von
Gewerkschaften, Komitees und Räten erarbeitet werden.

Da bürgerliche Staaten im Kapitalismus
sich immer durch strukturellen Rassismus auszeichnen, müssen wir sie
durch einen revolutionären Umsturz abschaffen und durch eine
international vernetzte Rätedemokratie ersetzten. Dafür müssen
alle internationalen Kernindustrien enteignet und unter
Arbeiter_Innenkontrolle vergesellschaftet werden. Denn die politische
und militärische Macht ist immer ein Resultat der ökonomischen
Bedingungen. Eine Gesellschaft nach dem Kapitalismus würde eine
demokratische Planung der Wirtschaft nach Bedürfnissen statt Profit
umsetzen. Dies wird die Überausbeutung der halbkolonialen Länder
abschaffen, weil sich das Kapital nicht mehr in den Händen weniger
Großkonzerne in imperialistischen Staaten konzentrieren würden und
weil die Wirtschaft nicht mehr auf Profit ausgelegt wäre. Dem
Rassismus wäre seine Grundlage entzogen, denn seine unmittelbaren
Ursachen wären abgeschafft!

Die  Radikalisierung  der
Querdenkenbewegung.
von Felix Ruga

Kannst du dich erinnern? Vergangenen
März, bald ein Jahr ist es her, gab es in einigen Städten
sogenannte „Hygiene-Demos“, bei denen sich meist kaum hundert
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Leute versammelt haben. Es ging vor allem darum, sich gegen die
Einschränkung der Versammlungsfreiheit genau diese zu nehmen.
„Hygiene“ hieß damals, dass man dabei Abstand hielt, nur in
kleinen Gruppen war und später dann auch Maske trug, weil man sich
über die Ansteckungsgefahr bewusst sei, jedoch trotzdem
demonstrieren wolle. Auch schon damals war es ein Sammelbecken
verschiedenster Strömungen, zunächst vor allem
Menschenrechtler_Innen und Verschwörungsideolog_Innen, später kamen
dann auch Nazis dazu und verdrängten dabei Stück für Stück alle,
die ein Problem mit ihnen haben könnten.

Seit einigen Monaten zeichnet sich ein
grundlegend anderes Bild: Neben einigen ursprünglichen Symboliken
wie Regenbogen, Frieden und Grundgesetz, gibt es jetzt zunehmend
Reichsflaggen, Nazi-Ordner, militantere Ausschreitungen wie in
Leipzig Anfang November, Ablehnung von Hygienekonzepten und eine
klare Verschiebung des Inhalts zu: Corona-Lüge – Neue Weltordnung
– Lügenpresse – Coronadiktatur – BRD-GmbH – Illuminaten –
Trump – Deutschland – Volk. Die Radikalisierung nach rechts ist
unübersehbar, doch woher kommt sie? Wer treibt sie nach rechts? Und
was können wir tun, damit die Querdenker_Innen zurückgedrängt
werden?

Querdenken driftet zwar nach rechts,
bleibt aber heterogen

Zunächst ist es wichtig, anzuerkennen,
dass die gesamte „Querdenken-Bewegung“ und alles, was sich darum
gruppiert, weiterhin heterogen ist und sich darin viele Menschen
tummeln, die politisch eigentlich normalerweise nichts miteinander zu
tun haben. Diese Gegensätzlichkeiten werden zumindest während der
großen Aktionen hintangestellt. Doch das heißt keineswegs, dass
diese Strömungen wie in Stein gemeißelt und voneinander isoliert
sind. Es gibt weiterhin Machtkämpfe darum, wie klar man z.B. eine
rechte Ausrichtung nach außen trägt, nachdem es jetzt schon mal
klar ist, dass man Nazis mitlaufen lässt. Rechte versuchen ständig,



Menschen auf ihre Seite zu ziehen, indem sie großflächig in der
Bewegung intervenieren: Auf Aktionen halten sie Reden, verteilen
Flyer, moderieren auf der Bühne, machen sich durch ihre Mitarbeit zu
unerlässlichen Partner_Innen, in den vielen Chat-Kanälen machen sie
Stimmung und verbreiten ihr Gedankengut. Weniger nationalistische
Kräfte, die sich vielleicht mehr auf das Grundgesetz als auf
Deutschland beziehen, versuchen, ihre Sicht der Dinge zu verteidigen,
geben dabei in Rhetorik und Argumentation aber auch oftmals nach. Das
Gesamtbild ist zwar noch recht heterogen, doch es gibt diverse
Punkte, die Querdenken anschlussfähig für rechte Ideologien machen
und ein Einfalltor dafür darstellen.

Ein wichtiger Aspekt für
Radikalisierung ist es, dass zunächst verhältnismäßig moderate
Einstellungen bestimmte Fragen aufwerfen, die man eigentlich zu
beantworten hat, wenn man ein geschlossenes Weltbild haben möchte.
In dem Fall ist diese zunächst die Aussage: Corona ist eigentlich
gar nicht so schlimm und die Regierung verhält sich da komplett
übertrieben. Darauf folgt die Frage: Ok, aber warum macht die
Regierung das, wenn es doch eigentlich gebildete Leute sind? Dazu
könnten die Leute sich jetzt auf parlamentarische und
gesellschaftliche Komplexitäten beziehen, aber viel öfter wird es
deutlich einfacher beantwortet: Die Regierung, Presse und sonstige
Eliten lügen uns mit Absicht an, weil sie damit einen großen Plan
verfolgen, zum Beispiel eine „Corona-Diktatur“ einzuführen oder
mit Zwangsimpfungen Bill Gates reich zu machen oder sowas. Damit
landet man relativ schnell schon bei verschwörungsideologischen
Inhalten.

Es wächst zusammen, was
zusammengehört: Verschwörungsideologien und Rechtsextremismus

Verschwörungsideologien sind meist auf
eine Art und Weise gestrickt, dass einige zentrale Charakteristika
mit rechtsextremen Ideologien gut zusammenpassen. Zuerst wäre dabei
der gesellschaftliche Grundwiderspruch gleich: Es ist das (deutsche)



Volk, was gegen den Staat und die Eliten aufbegehren muss, weil diese
lügnerisch, unanständig oder fremdgesteuert sind. Wer dieser Elite
nun konkret angehört, wird passend konstruiert und unterscheidet
sich teils deutlich je nach dem, wen du fragst. Manchmal sind es
politische Mächte wie die „linksgrünen Meinungsdiktator_Innen“
oder „undeutsche“ Politiker_Innen, aber meistens eher versteckt
handelnde Intrigant_Innen wie die Rothschilds, Freimaurer_Innen,
Illuminat_Innen, die Besatzungsmacht in der BRD-GmbH oder
irgendwelche bösen Einzelpersonen wie Bill Gates oder Georg Soros.
Zwar sind hiervon einige Jüd_Innen, aber selten wird offen gesagt,
dass es hierbei um Jüd_Innen im Allgemeinen ginge. Es ähnelt dem
Antisemitismus jedoch in dem Aspekt sehr stark, dass wir angeblich
eine eigentlich intakte (deutsche) Gesellschaft haben, diese jedoch
durch eine außenstehende Kraft vergiftet werde, die wir nur
ausmerzen müssten, dann sei wieder alles ok.

Wer zu der „Elite“ oder zum „Volk“
gehört, wird weder bei Rechten noch bei klassischen
Verschwörungsideolog_Innen an die Klassenzugehörigkeit gebunden.
Das ist ein typisches Merkmal für kleinbürgerliche Bewegungen, also
jenem Teil der Gesellschaft, der zwischen den Hauptklassen
(Arbeiter_Innen und Kapitalist_Innen) steht, z.B. kleine
Solo-Selbstständige, Laden- oder Restaurantbesitzer_Innen. Den
Standpunkt, den man vertritt, wird auch nicht als Teil einer Klasse
dargestellt, sondern als die Interessen „der Deutschen“ oder „der
Menschen“, weil man als Zwischenklasse Schwierigkeiten hat, eine
eigenständige Position zu finden. Beispiel: Auf der einen Seite will
man nach unten seinen Reichtum verteidigen, auf der anderen Seite
nicht von oben durch anderen Reichtum verdrängt werden. Wie soll man
da Klarheit zum Schutz von Eigentum finden? Also spricht man lieber
nicht drüber. Trotzdem scheint es bei Querdenken oft durch, wessen
wirtschaftliche Notlage ein besonderes Problem ist: Gegen die
Schließung der kleinen Betriebe wird die Aufhebung des Lockdowns
gefordert. Über Massenentlassungen bei Galeria oder Lufthansa oder
gar über die Kurzarbeit wird selten gesprochen.



Eine Sache, die die Rechten aber den
klassischen Verschwörungsideolog_Innen voraushaben, ist es, dass sie
direkt noch eine politische Perspektive parat haben, wie man die
Bewegung zum Sieg führt: Wir befinden uns schon seit Jahren in einem
Rechtsruck und es gibt einige Parteien und Personen im rechten Lager,
die Öffentlichkeit haben und die man jetzt nur weiter pushen muss,
damit sie der Corona-Politik ein Ende setzen. Neben dem
parlamentarischen Weg z.B. durch die AfD, gäbe es natürlich noch
das „Führer-Prinzip“, in dem ein starker Mann jetzt dafür
sorgen solle, dass die Ordnung wiederhergestellt werde. Durch diese
Perspektive können sie die Bewegung als Ganzes immer weiter nach
rechts treiben. Doch wer treibt da genau nach rechts? Eine kleine
Auswahl der wichtigsten rechten Kräfte folgt im nächsten Kapitel.

Who Is Who der rechten
Querdenker_Innen

AfD: Nachdem die
Euro- und Geflüchtetenthematik etwas an Zugkraft verloren haben,
versuchen nun Teile der AfD bei den Corona-Skeptiker_Innen zu landen.
Wobei sich diese Haltung
erst im Laufe des Jahres ergab. Zu Beginn der Pandemie rief man, nur
um die Regierung als unfähig dastehen zu lassen, noch nach
schärferen Maßnahmen und schnellerem Eingreifen. Bei allem,
was die AfD so macht, lässt sich immer wieder das gleiche Muster
finden: Sie präsentieren ihre Meinung durch unbequemes Auftreten als
besonders antielitär, vertreten dabei eigentlich aber nur in einem
aggressiven Ton einen Teil des Kapitals. Nun vertreten sie eben das
Kapital, das gerade sehr unter den Maßnahmen ächzt, aber eigentlich
genauso wenig das Interesse der Massen im Sinn hat wie jenes, das
diese Maßnahmen noch ok findet. Funktioniert bislang nur mäßig,
die Partei ist tief zerstritten.

Faschist_Innen: Hier
gibt es einige Kräfte (III.Weg, NPD, Reichsbürger_Innen, kleinere
Gruppen…), die sich teilweise in der Bewegung befinden, teilweise



jedoch das friedliche Auftreten von Querdenken ablehnen und eine
Spaltung suchen. Sie reden zwar auch von Frieden und Freiheit, aber
eher in dem Sinne, dass sie Freiheit für Deutschland (vom äußeren
Feind, s.o.), vielleicht auch durch Abschaffung der parlamentarischen
Demokratie, fordern und dass es dann erst Frieden für das deutsche
Volk gäbe. Die Faschist_Innen sind meist auch jene, die die
Reichsflaggen mitschleppen, um sich positiv auf das „freie
Deutschland“ in Form des Kaiserreichs zu beziehen.

QAnon: Da es sich
hierbei eher um eine US-amerikanische Internetbewegung handelt, ist
es schwierig, den Einfluss auf Deutschland einzuschätzen, aber man
sieht auf Querdenken-Protesten viel Symbolik: ein simples Q oder die
Abkürzung WWG1WGA („Where We Go One We Go All“; so viel wie
„alle für einen, einer für alle“) oder die Glorifizierung von
Trump. Es ist eine Art „Verschwörungsideologie zum Mitmachen“,
bei der eine angebliche Person aus dem Elitenkreis auf Reddit oder
4Chan kryptische Fragen stellt und die Leute sollen selbst im
Internet auf die Suche nach den Antworten gehen. Ergebnis dieser
Suche ist es, dass praktisch alle bekannteren Personen Satanist_Innen
seien, die sich durch das Essen von Kindern ewiges Leben verschaffen
wollen. Diese stecken alle unter einer Decke und kontrollieren das
Weltgeschehen. Und um nun auch die Menschen zu kontrollieren, soll
durch 5G und Chips, die beim Impfen eingepflanzt werden,
Gedankenkontrolle möglich werden. Vorkämpfer gegen die
satanistischen Eliten ist Donald Trump, der uns wieder in eine
anständige und gottesfürchtige Gesellschaft führen soll. Die
Wesensähnlichkeiten zum Faschismus (Antisemitismus, konservatives
Gesellschaftsideal, Führer-Prinzip, Bewegungscharakter…) sind
nicht zu übersehen.

…und was machen wir jetzt?

Spätestens seitdem sich im großen
Stil Rechte unter die Querdenker_Innen gemischt haben, werden die
Aktionen auch immer von antifaschistischen Gegenprotesten begleitet.



Und das ist gut so, sie sollen wissen, dass wir sie nicht wollen und
wir müssen uns dagegen organisieren und vernetzen! Doch wird das
wohl allein nicht ausreichen. Der gesellschaftliche Nährboden von
Querdenken ist massenhafte Unzufriedenheit von Arbeitslosen,
Kurzarbeiter_Innen, vom Abstieg Bedrohten, während der Krise
Alleingelassenen. Querdenken ist dabei der einzige Pol, in dem sich
diese Unzufriedenheit entladen kann, obwohl es ihnen kaum mehr als
eine „Rückkehr zur Normalität“ versprechen kann, die wegen der
Wirtschaftskrise sicherlich nicht durch ein Ende des Lockdowns zu
erreichen ist, denn die Krise wird weitergehen, mit oder ohne Corona!

Wir müssen eine eigenständige
Antikrisenbewegung aufbauen, die dazu im Stande ist, eigene
Forderungen aufzuwerfen und durchzusetzen. Diese muss es sich zum
Ziel machen, dass die Lebensumstände aller Menschen gesichert sind
und zwar durch ein Verbot von Jobstreichungen und hohe
Sozialleistungen auf Kosten der Reichen und Krisengewinner_Innen! Um
die Versorgung und Pflege der Menschen abzusichern, muss der
Gesundheitssektor und die Pharmaindustrie enteignet werden. Corona
muss entschlossen und nachvollziehbar angegangen werden, ohne dabei
nur einseitig unsere Freizeit einzuschränken, aber keine Hand an die
Wirtschaft zu legen! Diese und weitere wichtigen Forderungen findet
ihr unserem Corona-Programm! Wenn wir statt Verschwörungsideologien
und leeren Versprechen der Normalität eine sichtbare Perspektive auf
ein gutes Leben aufwerfen, können wir Querdenken und all die Rechten
mit ihnen hinwegfegen!

Wahlen  in  den  USA:  Der
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Brandstifter unterliegt, doch das
Feuer ist nicht gelöscht!
Resa Ludvin

Stand 08.11.2020

Die Mauer kam
nicht, zumindest nicht so wie angekündigt. Dennoch starben tausende
Menschen an der amerikanischen Migrationspolitik und die Mauern
innerhalb der USA wurden immer höher- wirtschaftliche Isolation,
Ausstieg aus internationalen Verträgen, Staatsstreiche,
Kriegsverbrechen und anstehende Kriege.

Eigentlich nichts
Neues. Ebenso wenig, dass es die republikanischen Wähler_Innen nicht
interessiert, was ihr despotischer Kandidat nun als nächstes plant
oder welche Fake News Trump beim morgendlichem „Twitter“-Klogang
ablassen wird. Dennoch haben ihn 47,7% gewählt. Und auch die
Inszenierung Joe Bidens als Heilsbringer, nicht nur von
Trump-Gegner_Innen, sondern auch Linken und Aktivist_Innen in den
USA, kann nicht über die desaströse Lage des Landes hinwegtäuschen.
In der Geschichte kamen und gingen Großmächte. Die USA brennt und
ist dennoch internationaler Brandstifter.

Was die Wahl nun
für die zerfallende Großmacht, die arbeitende Klasse und die
internationale Politik bedeutet, wollen wir hier beleuchten. Ebenso
die Frage, welche Rolle der vorherige und nächste Präsident spielt.

Trumps Bilanz:
Krieg, Putsch, Morde, Sprengung internationaler Normen

„Mother of all
bombs“ in Afghanistan, Putschversuch in Venezuela, Hassliebe mit
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Putin, Ermordung eines Generals im Iran, Anfachen des
Nahost-Konflikts, Drohgebärden gegen Peking und Pjöngjang. Wäre
der internationale Fokus durch Corona nicht verschoben worden, so
wäre 2020 wohl auch ein Jahr mit Phasen heißen und kalten Krieges
geworden. Insgesamt hat Trump den Sprung auf eine neue
Eskalationsstufe innerhalb der Neuaufteilung der Welt eröffnet. Wo
in den westlichen Ländern gezittert wird, er könne nach dem
Austritt aus dem Pariser Klimaabkommen auch noch aus der NATO oder
anderen internationalen Bündnissen austreten, hat er weite Teile der
Welt bereits in eine reale Angst vor Krieg versetzt.

Warum sich
niemand mit ihnen anlegt? Weiterhin bleiben die USA eine der größten
Militärmächte und natürlich wollen auch wirtschaftliche
Beziehungen gerettet werden, sofern das möglich ist. Gerade für die
kleine imperialistische EU wäre ein zu offensiver Angriff eine
lose-lose Situation. Lediglich China könnte einen Angriff wagen, was
aber zu einer Konfrontation von internationalem Ausmaß führen
würde.

Auch im Inland
sieht es nicht viel besser aus. Die USA sind eines der am schwersten
von der Coronakrise getroffenen Länder. Millionen Infizierte und
über 200.000 Tote. Kein Wunder in einem Gesundheitssystem, das sich
ein bedeutender Teil der Bevölkerung nicht leisten kann. Ebenso
nicht verwunderlich, dass es nicht Leute wie Trump sind, die an dem
Virus sterben, ihre Jobs und somit ihre Lebensgrundlage verlieren. Es
sind Arbeiter_Innen. Genauer gesagt migrantische und
afro-amerikanische Arbeiter_Innen.

Die prekäre Lage
von Migrant_Innen und nichtweißen Menschen ist nicht zuletzt der
rassistischen Politik geschuldet. Die rassistische Spaltung in den
USA ist größer denn je, sei es im Gesundheits- oder Wahlsystem, in
denen gerade Afrokamerikaner_Innen, aber auch die meisten anderen
Minderheiten benachteiligt werden. Sei es die voranschreitende



Polarisierung in den USA, die mitunter zu bürgerkriegsähnlichen
Zuständen geführt hat oder bewaffnete Straßenschlachten mit einem
großen Vorsprung für Rechte, da sie einfacher an Waffen kommen und
die Polizei schaut am Rand zu. In der Kombination mit Trumps
Protestpolitik im Inland hat er den Krieg, den die USA seit
Jahrzehnten im Ausland führen, zurück nachhause gebracht.

Rechte,
Erzkonservative und Evangelikale geben in der US-amerikanischen
Politik den Ton an. Egal ob an den Außengrenzen oder wenn es darum
geht, Wahlgeschenke strategisch zu verteilen. Und das kam nicht erst
mit dem Einzug Donald Trumps ins Weiße Haus. Zusammengefasst und
einfach verständlich wurde das durch Trump unter dem Slogan „Make
America Great Again“. Jedoch sollte dies nur bei weißen
Amerikaner_Innen aus der absteigenden Mittelschicht und aus
bestimmten Teilen der Arbeiter_Innenklasse Stimmen fangen.

Doch trotz des
Versprechens, den USA wieder eine blühende Wirtschaftslandschaft zu
bescheren, verfallen Industriestandorte wie Michigan oder Ohio
weiter. Denn viele der geschlossenen Stahlwerke, Fabriken usw. waren
natürlich kein Resultat der Regierung Obamas, sondern eines
Rationalisierungsprozesses. Wenn Betriebe nicht mehr ausreichend
Profit machen, Technologie veraltet ist oder Innovationen zu teuer
sind, werden sie eben dicht gemacht. Trumps Antwort in einigen
Gebieten: Stärkt das Fracking, stärkt die Region. Doch das bringt
einem_einer ehemaligen Stahlarbeiter_In wenig, wenn es keine
Umschulungen gibt. Kein Wunder also, dass sich an der
Massenarbeitslosigkeit unter Trump nicht viel geändert hat, nicht
viel ändern konnte.

Wäre all das
nicht schon genug, interessiert es Trump nicht im Geringsten, dass
die Westküste der USA monatelang brennt und beschuldigt die lokale
Bevölkerung dafür verantwortlich zu sein. Der gleiche Präsident,
der Umweltschutzgebiete verkleinert und die Arbeit der Umweltbehörde



immer weiter einschränkt hat, weil sie lukrativem Fracking im Weg
steht. Wäre die Umwelt mal ein Sturmgewehr, dann hätte sie auch
eine Lobby.

Genaueres zur
Lage in der USA findet ihr hier:
http://onesolutionrevolution.de/what-the-fuck-is-wrong-in-the-usa/

„Demokratie“
als Staatsform in Gefahr?

Sieht man mal
davon ab, dass Trump wohl jener US-amerikanische Präsident ist, der
die meisten Verfahren gegen sich hatte- Amtsenthebungsverfahren,
Verdacht der Wahlmanipulation sowie nicht gezahlte Steuern- ist seine
Präsidentschaft, zumindest in den Augen seiner vielen
Anhänger_Innen, erfolgreich. Uns als Revolutionär_Innen zeigt er
aber vor allem, was für ein zweischneidiges Schwert die bürgerliche
Demokratie ist. Einerseits zeigt sich wie undemokratisch das
US-System auch unter bürgerlichen Maßstäben ist, da der Präsident
a la „L’etat c’est moi“ („Der Staat bin ich“) regieren
kann. Andererseits ist auch der Erfolg von Fake-News als Ausdruck der
Krise zu nennen. Die Wahl war noch gar nicht angelaufen, unwichtig,
einfach mal schon präventiv behaupten, die Wahl wäre manipuliert.
Und jetzt, da auch die Ergebnisse wirklich gegen Trump sprechen, wird
diese Behauptung mit allerlei fadenscheinigen Behauptungen
untermauert und mit rechtlichen Schritten gedroht. Ob und wer wählt,
scheint also ein für alle Mal egal.

Auch Trumps
eindeutig zweideutigen Ansprachen an die rechten Bewegungen
Alt-Right, QAnon oder „proud boys“ zeigt, wie offen er sich
bezüglich Rechtsextremen zeigt und dass viele seiner Wähler_Innen
darüber hinwegschauen. Das An-der-Macht-Bleiben des Oligarchen steht
im Mittelpunkt. Und wenn es Trump Senior nicht mehr macht, haben sich
in letzter Zeit auch seine Kinder immer weiter in den Vordergrund

http://onesolutionrevolution.de/what-the-fuck-is-wrong-in-the-usa/


gedrängt. Eine Abwahl Donald Trumps, sofern sie überhaupt
akzeptiert wird, bedeutet also nicht zwangsläufig eine dauerhafte
Abwahl der Agenda Trumps.

Nach 4 Jahren
Trump ist offensichtlich, was für Revolutionär_Innen vorher schon
klar war: Die bürgerliche Demokratie taugt nichts. Trump hat
lediglich sämtliche Ideale dieser bürgerlichen Demokratie
vorgeführt und uns auch gezeigt, dass in einem vermeintlich
„westlich, demokratischen Partner“ alles so gedreht werden kann,
wie es einem selbst gerade passt. Sie ist somit, was sie immer war:
eine „Demokratie“ herrschender Interessen. Die Situation der
Arbeiter_Innenklasse hat sich nicht verbessert. Der einzige
Unterschied zum vorherigen Präsidenten Obama war, dass die
Zersetzung vom Sozialstaat noch deutlich schneller voranging und das
deutlich unverhohlener.

Währenddessen
wird Biden als großer Retter inszeniert, der auch in keiner Weise
den Fortschritt darstellt. Er selbst ist nicht nur ein weiterer
„Establishment“-Vertreter alter, weißer Männer, sondern auch
noch erzreligiös. Er stimmte nicht nur für den Irakkrieg, sondern
auch für ein „law & order Gesetz“, was bis heute dazu führt,
dass vor allem schwarze Amerikaner_Innen schon beim kleinsten
Vergehen hart bestraft werden. Oder brachte er das Gesetz durch, dass
viele Schulden von Privatpersonen bei Insolvenz nicht mehr gestrichen
werden können, sodass vor allem die Arbeiter_Innenklasse für immer
mit der Last von Studien-, Gesundheits- und Kreditkartenschulden zu
kämpfen hat, während große Betriebe weiterhin gerettet werden. An
seiner Seite hat er Kamala Harris als Vize-Präsidentin, die zwar von
Republikaner_Innen abfällig als „Marxistin“ bezeichnet wird,
sich aber noch nicht mal zu den geringsten arbeiter_Innenfreundlichen
Reformen durchringen kann wie der allgemeinen, staatlichen
Krankenversicherung. Kein Wunder also, dass sich viele progressive,
junge Wähler_Innen jetzt schon von den Demokrat_Innen abgewandt und



gegen eine Stimmabgabe entschieden haben. Der fehlende Enthusiasmus
für Biden hat sicherlich mit reingespielt, dass das Rennen zwischen
ihm und Trump so knapp war.

Wie die Wahl
gelaufen ist

Notfalls mit
Gewalt. Gewalt der Waffen oder der Gerichte. Fest steht: Obwohl Biden
schon als Präsident ausgerufen wurde, ist die Wahl noch nicht
vorbei, da Trump und seine Anhänger_Innen mit allen Mitteln daran
festhalten. Doch dass Trump nicht gehen will und selbst
„demokratische“ Gerichte ihn wahrscheinlich nicht stoppen können,
hat er bereits vor der Wahl vorbereitet. In diversen Staaten hat er
ihm treue Richter_Innen an die obersten Gerichtshöfe gebracht und
vorher schon mal behauptet, dass die ganze Wahl manipuliert sei. Sein
Sohn Donald Trump jr. sprach sich angeblich sogar für den „Totalen
Krieg um die Wahl“ aus.

Noch in der Nacht
der Wahlen hat Trump seinen Sieg ausgerufen, obwohl die Auszählungen
noch in vollem Gange waren. Er war zu diesem Zeitpunkt noch in
Führung, aber das lag daran, dass die Brief- und Frühwahlen, die
deutlich mehr von Biden-Supportern genutzt wurden, erst später
gezählt werden. Diese Reihenfolge hat er selbst erwirkt und es
gehörte sicherlich zum Kalkül, dass er vielleicht durch eine frühe
Ausrufung als Präsident taktische Vorteile hat. Je länger die
Auszählungen dauerten, desto schlechter sah es für Trump aus und
desto verzweifelter wurden seine Vorwürfe, dass ihm hier gerade die
Wahl geklaut wird. Bei den Auszählungen in den heiklen Bundesstaaten
wurde von Trump wahlweise gefordert, dass man aufhören sollte oder
unbedingt weitermachen sollte, zu zählen, je nachdem, wie es gerade
stand. Einige Republikaner_Innen wollten auch die Häuser stürmen
oder zumindest stören, in denen gezählt wurde. Zu größeren
Aufmärschen oder bürgerkriegsähnlichen Zuständen, wie ja oftmals
befürchtet wurde, kam es bislang noch nicht.



Nach langem
Warten sind nun die meisten Staaten (zumindest ein erstes Mal)
ausgezählt und Biden als Präsident abgesichert. Er hat in den
relevanten Staaten, denn die meisten haben seit Jahrzehnten ihre
Farbe (Blau= Demokratische Partei, Rot= Republikanische Partei) nicht
geändert, einen Vorsprung erzielt. Diese so genannten Swing States
sind u.a. Pennsylvania oder Arizona.

Dabei ist zu
berücksichtigen, dass nicht nur viele Menschen von der Wahl direkt,
sondern auch indirekt ausgeschlossen sind und gleichzeitig das
Wahlsystem auch unter bürgerlichen Maßstäben ungerecht und
undemokratisch ist. Am Ende entscheiden nicht nur einfache Worte,
sondern auch einfache Mehrheiten, die dann durch Wahlmänner(!)
abgebildet werden. Im Winner-takes-it-all-Prinzip könnte es sein,
dass 49% der Wähler_Innen unsichtbar gemacht werden, weil sie als
Unterlegene nichts abbekommen.

Auch gewählt
wurden Sitze im Senat und im Repräsentantenhaus, das in
demokratischer Hand bleibt. Auch wenn Biden vereidigt wird, stehen
ihm aber möglicherweise der Senat sowie definitiv der Supreme Court
entgegen, der seine Chance auf „Reförmchen“ weiter schwinden
lässt. Gewonnen ist in den USA eben nicht zwangsläufig gewonnen.

Die Krise nach
der Wahl kommt so oder so.

Welche
Auswirkungen hat die US-Wahl für die amerikanische und
internationale Arbeiter_Innenklasse?

Die globale
Hegemonie der USA ist nur noch ein Traum jener, die die letzten 30
Jahre im Winterschlaf verbracht haben. China, Russland und die EU
sind längst Blöcke, die zumindest mitreden wollen, wo als nächstes



einmarschiert wird. Es könnten ja potenzielle Bündnispartner_Innen
(aka Syrien) oder Länder sein, aus denen sich dann Geflüchtete in
die EU aufmachen (wieder Syrien). Biden als Präsident wird
wahrscheinlich noch mehr als Trump ins Schwimmen zwischen den
Interessen des Kapitals kommen, das sich daran gewöhnt hat,
international eine Rolle zu spielen. Eine Rolle, die gerne auch
militärisch verteidigt wird. Sein Fokus wird sein, die alte Ordnung
aus diplomatischen und strategischen Beziehungen wiederherzustellen.
Die Frage ist, wie sehr diese Ordnung nicht vorher schon am Ende war.

Im Inneren
tatsächlich etwas zu verändern, wenn er das denn überhaupt möchte,
wird auch schwer werden. Trump hat eine konsequente Politik der
Verneinung der Interessen der Unterdrückten gefahren und sie
verhöhnt und an den Rand getrieben, wo es nur ging. Biden wird wohl
eher versuchen, durch Augenwischerei und kleine Reförmchen „das
Land zu einen“, ohne dabei dem Kapital auch nur den geringsten
Schaden zuzufügen. Denn nicht nur der wahrscheinlich mehrheitlich
republikanische Senat, sondern nun auch die konservative Besetzung
des Supreme Courts werden jedem Angriff auf Kapitalinteressen massiv
im Weg stehen. Zu allem Übel gibt es noch den Druck von der Straße
durch die extreme Rechte. Leidtragender all dessen wird weiterhin der
prekäre Teil der US-Bevölkerung sein. Dies wiederum wird die
Polarisierung und Abstieg prekärer Schichten weiter vorantreiben-
die Frage ist nur, wie tief es in den USA noch geht, wo im Frühjahr
bereits Millionen Menschen durch den Jobverlust das Äquivalent zur
Tafel aufsuchen mussten, um überhaupt etwas zu essen zu bekommen.

Von Biden ist
also nicht zu erwarten, dass er die soziale, politische oder
wirtschaftliche Krise auch nur befrieden kann. Hinzu kommen noch die
Pandemie und die Umweltkrise. Gerade letztere hat nicht nur interne
Folgen, sondern auch für die gesamte Welt, da die Klimakrise kein
nationales Problem ist und somit auch nicht national gelöst oder
ignoriert werden kann. Jedoch wird ein Fortschreiten dieser Krise



Migration, Armut und Umweltkatastrophen auch weit über die Grenzen
der USA hinaus Auswirkungen haben.

Unsere
Perspektive: Verbesserung braucht die Macht von Unten!

Trump war nicht
der Präsident der Minderheiten, nicht der Präsident der Frauen*.
Zieht man dann noch die jugendlichen Massen auf der Straße ab, die
sich gegen die Stimmabgabe entschieden haben, bleibt nur ein
kleinerer weißer Teil, deren Präsident Trump war und weiterhin als
Ideal bleiben wird. Doch Biden ist nicht der Heilsbringer. Er
repräsentiert den rechten Flügel der demokratischen Partei, die
schon immer kapitalfreundlicher und rechter als europäische
bürgerliche Arbeiter_Innenparteien war. Er ist kein progressiver
Kopf, der sich an die Spitze einer antirassistischen,
antisexistischen und sozialen Bewegung setzen könnte. Niemand, der
diejenigen im Land abholt, die die letzten Jahre und Jahrzehnte
gelitten haben unter der Politik, die überhaupt erst den Boden für
den Aufstieg eines Trumps geschaffen hat.

Die Spaltung der
Arbeiter_Innenklasse begründet sich nicht auf der rassistischen
Politik Trumps, sondern den Auswirkungen der Krise von 2008 und somit
systemimmanenten Spaltungsmechanismen. Man kann also nicht darauf
vertrauen, dass sich der Kapitalismus von selbst wieder zum Guten
richtet. Es brennt und brodelt an alle Ecken und Enden. Eine radikale
Kehrtwende ist das Einzige, was den Arbeiter_Innen, Demonstrant_Innen
und Unterdrückten in der USA noch bleibt.

Doch die
zahlreichen Proteste der letzten Monate sind eine große Hoffnung.
Ihnen fehlt bisher nur eine Führung, was nicht zuletzt mit der
Schwäche und dem niedrigen Organisationsgrad der US-Gewerkschaften
zusammenhängt. Dennoch müssen bestehende Strukturen genutzt und die
Kämpfe zusammengeführt werden. Geeint ist jede Bewegung stärker!



Was den USA fehlt ist eine Arbeiter_Innenpartei. Und zwar keine
kleine Zelle, sondern eine, die sich auf den Massen stützt und aus
den Massen hervorgeht. Ein stärkendes Moment könnte es sein, durch
Massenproteste und Streiks nun Trump, der sich ans Weiße Haus
klammert, aus selbigen hinauszubefördern. Im Zuge solcher Proteste
entstehen Strukturen, die auch auf Biden Druck ausüben und
hoffentlich auch die Frage auf die Tagesordnung setzen können, ob
wir nicht eigentlich eine ganz andere Vertretung brauchen!

Eine
Massenpartei, die auf der Grundlage der arbeitenden Bevölkerung dem
System Druck macht. Eine Massenpartei, die tatsächlich die Macht des
„US-Establishment“ angreift und ihre Interessen durch die eigenen
ersetzt. Eine Massenpartei, die sich für Frauen*rechte einsetzt, die
rassistische Strukturen der US-Polizei durch gewählte
Arbeiter_Innenmilizen ersetzt und der Massenarbeitslosigkeit anstelle
von Fracking o.ä. mit sozialstaatlichen Maßnahmen wie
Umschulungsprogrammen in überholten Branchen begegnet.

Wir fordern:

Proteste  reichen  lange  nicht!  Für  den  Aufbau  einer  revolutionären
Arbeiter_Innenpartei!

Brot, Gesundheit
und Frieden für Alle!

Streikt Trump aus
dem Weißen Haus!

Freilassung aller
politischer Gefangener und Demonstrant_Innen!


